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Über den Antrag der ImWind Elements GmbH, vertreten durch die Schönherr 

Rechtsanwälte GmbH, A-1010 Wien, Schottenring 19, vom 16. März 2015 auf Ertei-

lung der Genehmigung zur Änderung des mit Bescheid der NÖ Landesregierung vom 

18. Juni 2013, RU4-U-628/025-2013, idF Bescheid des Umweltsenates vom 

09. Dezember 2013, US 2B/2013/17-10, genehmigten Vorhabens ĂWindpark And-

lersdorf-Orthñ (13 Windenergieanlagen des Typs Enercon E-101, 7 Windenergiean-

lagen des Typs Enercon E-101 mit einer Nabenhöhe von 135 m und einer maximalen 

Gesamthöhe von 186 m sowie 6 Windenergieanlagen des Typs Enercon E-101 mit 

einer Nabenhöhe von 99 m und einer Gesamthöhe von 150 m, mit einem Rotor-

durchmesser von 101 m und einer Nennleistung pro Anlage von 3 MW, in Summe 39 

MW) in der Marktgemeinde Orth an der Donau und der Gemeinde Andlersdorf, Ver-

waltungsbezirk Gänserndorf, inklusive aller damit im Zusammenhang stehenden Be-

gleitmaßnahmen wird gemäß § 18b Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000, 

UVP-G 2000, und unter Anwendung der für die Ausführung des Vorhabens erforder-

lichen materiellen Genehmigungsbestimmungen wie folgt entschieden: 

Spruch 

II Genehmigung der Änderung gemäß § 18b Umweltverträglichkeitsprü-

fungsgesetz 2000 (UVP-G 2000) 

Der ImWind Elements GmbH, vertreten durch die Schönherr Rechtsanwälte GmbH, 

A-1010 Wien, Schottenring 19, wird die Genehmigung zur Änderung des mit Be-

scheid der NÖ Landesregierung vom 18. Juni 2013, RU4-U-628/025-2013, idF Be-

scheid des Umweltsenates vom 09. Dezember 2013, US 2B/2013/17-10, genehmig-

ten Vorhabens ĂWindpark Andlersdorf-Orthñ durch (Errichtung und Betrieb der Maß-

nahmen)  

a) Änderung der Windparkverkabelung 

b) Änderung der Zuwegung 

c) Änderung der Ausführung der Windenergieanlagen 

d) Verschiebung des Bauzeitplanes  
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inklusive aller damit im Zusammenhang stehenden Begleitmaßnahmen in den Ge-

meinde Andlersdorf, Orth an der Donau, Leopoldsdorf im Marchfeld, Glinzendorf, 

Großhofen und Raasdorf und Eckartsau erteilt. 

Die Anlagen sind entsprechend der Vorhabensbeschreibung (zusammenfassend 

Pkt II.5) sowie den Projektunterlagen, die mit einer Bezugsklausel versehen sind, 

auszuführen und zu betreiben.  

Die unten angeführten Auflagen (Pkt II.3) sind bei Errichtung und Betrieb der Anlage 

einzuhalten. 

Soweit die Zustimmung Dritter für das Vorhaben notwendig ist, wird die Genehmi-

gung unter dem Vorbehalt des Erwerbs der entsprechenden Rechte erteilt. 

Diese Genehmigung wird entsprechend den mit anzuwendenden materienrechtlichen 

Genehmigungsvoraussetzungen wie folgt konkretisiert: 

(Hinweise: Soweit in diesem Bescheid keine abweichenden Regelungen getrof-

fen werden, bleibt der Bescheid der NÖ Landesregierung vom 18. Juni 2013, 

RU4-U-628/025-2013, idF Bescheid des Umweltsenates vom 09. Dezember 2013, 

US 2B/2013/17-10, weiterhin aufrecht.) 

II.1 Forstrechtlicher Konsens 

II.1.1 Rodungen  

Die dauernde Rodung (Leitungstrasse und Zuwegung) sowie die befristete Rodung 

werden entsprechend der in der Vorhabensbeschreibung angeführten Flächenbilanz 

(Pkt. II.5.2.3.9 und II.5.2.3.10) genehmigt. 

II.1.2 Rodungszweck 

Die dauernden sowie die befristete Rodung sind an den Zweck der ausschließlichen 

Verwendung der in der Vorhabensbeschreibung angeführten Flächen zur Umsetzung 

(Errichtung und Betrieb inklusive der nunmehr beantragten Änderung) des beantrag-

ten Vorhabens ĂWindpark Andlersdorf-Orthñ gebunden.  
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Rodungszweck ist die Umsetzung der Vorhabens ĂWindpark Andlersdorf-Orthñ (Er-

richtung und Betrieb inklusive der nunmehr beantragten Änderung) samt aller erfor-

derlichen Nebeneinrichtungen.  

II.1.3 Fristen 

Die Fristen werden unter Spruchteil II.4 verfügt. 

II.2 Wasserrechtlicher Konsens 

Die Spülbohrungen im Grundwasser werden entsprechend der Vorhabensbeschrei-

bung (Pkt. II.5.2.3.7) genehmigt. 

II.2.1 Fristen 

Die Fristen werden unter Spruchteil II.4 verfügt. 

II.3 Auflagen 

II.3.1 Bautechnik 

(Hinweis: Die Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 18. Juni 2013, 

RU4-U-628/025-2013, idF Bescheid des Umweltsenates vom 09. Dezember 2013, 

US 2B/2013/17-10, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind auch im Hinblick auf 

die Änderungen einzuhalten, sofern sie nachfolgend nicht abgeändert werden.) Diese 

lauten wie folgt: 

I.2.1 Bautechnik 

I.2.1.1 Die Ausführung der Fundierung ist zu dokumentieren. Je nach Gründungsart 

sind eine Bodenbeschau, Abnahmen von eventuellen Bodenverbesserungen, even-

tuell Lastversuche, dynamische Pfahl-Integritätsmessungen usw. durchzuführen. Die 

Protokolle und Dokumentationen sind zur Einsichtnahme durch die Behörde bereit-

zuhalten. 

I.2.1.2 Vor dem Betonieren der Fundamente ist die plan- und fachgerechte Verle-

gung der Bewehrung von einer fachlich qualifizierten Person abzunehmen (Beweh-

rungsabnahme) und in einem Abnahmeprotokoll zu bestätigen. Die Abnahmeproto-
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kolle oder eine Bestätigung über die plan- und fachgerechte Bewehrung sind zur Ein-

sichtnahme durch die Behörde bereitzuhalten. 

I.2.1.3 Der Beton für die Fundamente ist nach den einschlägigen ÖNORMEN her-

zustellen. Weiters ist eine normgemäße Qualitätsprüfung (Identitätsprüfung) gemäß 

ÖNORM B 4710-1 durchzuführen. Entsprechende Nachweise über die Herstellung 

bzw. Herkunft des Betons sind zur Einsichtnahme durch die Behörde bereitzuhalten. 

I.2.1.4 Die Stahlbetonfertigteile des Turmes sind gemäß Spannanleitung zu ver-

spannen und die Fugen sind ordnungsgemäß zu verpressen. Die Spannprotokolle 

sind zur Einsichtnahme durch die Behörde bereitzuhalten. 

I.2.1.5 Die Türme der Windkraftanlagen einschließlich der Schraubverbindungen 

und der Betonfertigteilverbindungen sind nach Fertigstellung durch einen hiezu be-

fugten Fachmann abzunehmen. Die plan- und fachgerechte Herstellung ist in einem 

Abnahmeprotokoll zu bestätigen. Das Abnahmeprotokoll oder eine Abnahmebestäti-

gung ist zur Einsichtnahme durch die Behörde bereitzuhalten. 

I.2.1.6 In allen Bereichen, die auch ohne Rettungsgeschirr begangen werden (Turm-

fuß), sind Absturzsicherungen mit einer Höhe von mindestens 1,0 Meter und mit zu-

mindest einer Brustwehr und einer Mittelwehr herzustellen. 

I.2.1.7 entfällt 

I.2.1.8 entfällt 

I.2.1.9 entfällt 

I.2.1.10 entfällt 

I.2.1.11 Für die erste Löschhilfe sind Feuerlöscher folgender Typen und mit folgen-

den Inhalten bereitzuhalten:  

in der Gondel:  1 Stück mind. K2   

im Mastfuß oder im Service-PKW 1 Stück mind. K5 oder mind. P4  

Die Feuerlöscher sind sicher aufzuhängen oder aufzustellen und alle zwei Jahre bzw. 

nach jedem Gebrauch nachweislich zu überprüfen. 
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I.2.1.12 Die Anlagen sind zu nummerieren bzw. zu bezeichnen. Die Nummern bzw. 

Bezeichnungen sind für das Servicepersonal gut sichtbar dauerhaft anzubringen. 

I.2.1.13 Für den gesamten Windpark ist ein Notfallplan (Brandschutzplan, Rettungs-

plan, Sicherheitsplan, Fluchtwegplan) zu erstellen. Dieser Plan hat zumindest folgen-

des zu beinhalten 

a) Ausschnitt aus der ÖK 1:50.000, mit zumindest folgendem Inhalt  

Windkraftanlagen mit Nummerierung  

benachbarte Windkraftanlagen und Windparks   

Zufahrtswege für Lösch- und Rettungsfahrzeuge ab den umliegenden Haupt-

verkehrsstraßen 

b) Anweisungen für die Feuerwehr bei möglichen Brandereignissen (Brand in der 

Gondel, Trafobrand, usw.)  

c) Fluchtmöglichkeiten aus der Windkraftanlage, Leitern, Stiegen, usw. 

d) Rettungsmöglichkeiten von Personen aus der Windkraftanlage 

e) Lage und Art der Feuerlöscher 

f) Koordinaten der einzelnen Anlagen. WGS84-Koordinaten, ev. auch Gauß-

Krüger-Koordinaten  

g) Verantwortliche Personen mit Telefonnummern, Telefonnummern von Rettung 

und Feuerwehr  

Dieser Plan kann auch gleichzeitig Sicherheitsplan mit den dort zusätzlich notwendi-

gen Eintragungen sein.  

In jeder Windkraftanlage ist jeweils ein Exemplar des Planes aufzubewahren.  

Ein weiteres Exemplar ist nachweislich der örtlich zuständigen Feuerwehr zu über-

mitteln. 

Folgende (geänderten) Auflagen sind einzuhalten: 
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II.3.1.1 Das Brandschutzmodul 4.01 ist gemäß den Herstellerangaben einzubauen. 

Hierzu ist eine Bestätigung der einbauenden Firma auszustellen. Diese Bestätigung 

ist zur Einsichtnahme durch die Behörde bereitzuhalten. 

II.3.1.2 Sämtliche Kabeldurchführungen durch das Brandschutzmodul 4.01 sind mit 

geeigneten Materialien auf einen Feuerwiderstand von EI 90 abzuschotten. Hierüber 

ist eine Bestätigung der einbauenden Firma auszustellen. Diese Bestätigung ist zur 

Einsichtnahme durch die Behºrde bereitzuhalten.ñ   

II.3.1.3 Beim Auf- und Abstieg im Turm zum Maschinenhaus mit der Befahranlage 

bzw. Aufstiegsleiter ist je Wartungspersonal ein Sauerstoffselbstretter (mind. 30 

Minuten) mitzuführen.  

II.3.1.4 Das Gebäude der Schaltstation ist nach den einschlägigen Normen zu 

errichten und nach Fertigstellung durch einen unabhängigen befugten Fachmann 

abzunehmen. 

II.3.1.5 Die Schaltstation ist für das Betreten von Unbefugten zu sichern und mit 

Warnschildern zu versehen. 

II.3.1.6 In der Schaltstation ist ein Feuerlöscher der Type K2 aufzustellen und alle 2 

Jahre zu überprüfen. 

II.3.1.7 Die Schaltstation ist in den Notfallplan des gesamten Windpark zu 

integrieren. 

II.3.1.8 Für die Schaltstation ist eine Betriebsanleitung zu erstellen und vor Ort 

aufzulegen. Das Betreten der Anlage ist nur durch unterwiesenes Fachpersonal 

zulässig. 

II.3.2 Elektrotechnik 

(Hinweis: Die Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 18. Juni 2013, 

RU4-U-628/025-2013, idF Bescheid des Umweltsenates vom 09. Dezember 2013, 

US 2B/2013/17-10, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind auch im Hinblick auf 

die Änderungen einzuhalten, sofern sie nachfolgend nicht abgeändert werden.) Diese 

lauten wie folgt: 

I.2.2 Elektrotechnik 
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I.2.2.1 Für die gesamten gegenständlichen elektrischen Anlagen ist eine Anlagen-

dokumentation zu erstellen und zur Einsichtnahme bereit zu halten. In dieser müssen 

auch alle in den nachfolgenden Auflagen geforderten Dokumentationen enthalten 

sein. 

I.2.2.2 Weiters ist ein Anlagenbuch im Sinne der ÖVE/ÖNORM E 8001-6-63 anzu-

legen. In diesem muss der Anlagenverantwortliche für die elektrischen Anlagen ge-

mäß ÖVE/ÖNORM EN 50110-1 schriftlich festgehalten sein und sind auch sämtliche 

Prüfungen im Zuge der Inbetriebnahme der Anlage, die wiederkehrenden Überprü-

fungen und die entsprechend den Anforderungen des Herstellers durchzuführenden 

Wartungsarbeiten im Anlagenbuch zu dokumentieren.  Das Anlagenbuch muss stets 

auf aktuellem Stand gehalten werden. 

I.2.2.3 Die Regelungen zum sicheren Betrieb der Anlagen, insbesondere im Sinne 

der ÖVE/ÖNORM EN 50110-1, sind in einem Betriebsbuch zusammenzufassen. In 

diesem sind auch aufgetretene Schäden sowie außergewöhnliche Ereignisse an den 

elektrischen Anlagen (z.B. festgestellte Blitzeinschläge) samt deren vermuteten oder 

festgestellten Ursachen mit Name und Funktion sowie fachlicher Eignung der Per-

son, welche die Eintragungen vornimmt, schriftlich festzuhalten. Dieses Betriebs-

buch, das auch Bestandteil des Anlagenbuches sein kann, ist zur Einsichtnahme 

aufzubewahren 

I.2.2.4 Die Einhaltung der unter Punkt 6 der Ăgutachterlichen Stellungnahme f¿r eine 

Typenprüfung der elektrischen Anlage für die Windenergieanlage E-101ñ enthaltenen 

Auflagen ist durch eine fachlich geeignete Person gemäß § 12 ETG zu bestätigen 

und zu dokumentieren. Dabei ist auch die Übereinstimmung der Anlage mit der gut-

achterlichen Stellungnahme des Prof. DI Johannes Rödhammer vom 18.2.2012 im 

Hinblick auf die Einhaltung der SNT-Vorschriften gemäß Elektrotechnikverordnung zu 

kontrollieren und zu dokumentieren. 

I.2.2.5 Die Einhaltung der ĂTechnischen und Organisatorischen Regelnñ (TOR) der 

Energie-Control Austria für den Parallelbetrieb der Erzeugungsanlagen mit dem Ver-

teilernetz der EVN Netz GmbH ist durch den Hersteller der Windenergieanlagen zu 

bestätigen und zu dokumentieren. 
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I.2.2.6 Vom Anlagenverantwortlichen - bis zur Inbetriebnahme der Anlagen kann 

dies der Hersteller sein - ist zu prüfen und im Anlagenbuch zu vermerken, ob alle in 

den elektrotechnischen Auflagen geforderten Nachweise vollständig vorhanden sind 

und die Auflagen des Genehmigungsbescheides erfüllt sind. Sämtliche Bestätigun-

gen, Befunde bzw. Nachweise zur Auflagenerfüllung müssen mit einem eindeutigen 

Bezug auf den Bewilligungsbescheid versehen sein. 

I.2.2.7 Die Einhaltung der Anforderungen 1 bis 5 im Beiblatt zur Konformitätserklä-

rung  gemªÇ HD 637 S1 (Bezeichnung ĂHinweise f¿r Kunden und externe Planer von 

Windparkprojektenñ) ist zu dokumentieren. 

I.2.2.8 Die Ermittlung des erforderlichen Performance Levels für die funktionale Si-

cherheit und die Gewährleistung dieses Levels ist zusätzlich zu den Angaben in den 

Projektsunterlagen zumindest für folgende Einrichtungen zu belegen: 

a) Eiserkennung mit den zugehörigen Schutzfunktionen (Alarmierung des Betrei-

bers, Warnleuchten + Stillsetzung der Anlagen) 

b) Schutzfunktionen des Trafos (Öldruck, Ölniveau, Öltemperatur,  Überstrom- und 

Kurzschlussschutz) 

I.2.2.9 Die ordnungsgemäße Ausführung folgender Einrichtungen ist vom Hersteller 

ausdrücklich zu bestätigen sowie die entsprechende Ausführung und Funktion im 

Zuge der Inbetriebsetzung zu dokumentieren 

a) Sicherheitssysteme der E 101 (NOT-AUS/ NOT-HALT, Hauptschalter,  Notver-

stellung durch Überdrehzahlschalter, Notabschaltung bei NOT-AUS, Notbremsung 

bei NOT-HALT, Sicherheits- und Schutzfunktionen). 

b) Funktionale Sicherheit der Schutzfunktionen des Trafos (Öldruck, Ölniveau, 

Öltemperatur, Überstrom- und Kurzschlussschutz) 

c) Funktionale Sicherheit der Eiserkennung mit den zugehörigen Schutzfunktionen 

(Alarm, Warnleuchten + Stillsetzung der Anlagen) 

d) USV- bzw. Akkuversorgungen, insbesondere f¿r die ĂAnlagenbefeuerungñ, die 

Notbeleuchtung, die Fernschaltung des Mittelspannungstrafos, die Notversorgung 

der Blattverstellsysteme, die Anlagensteuerung und die Fernüberwachung. 
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e) Projektsgemäße Ausführung und Funktion der Notbeleuchtung im gesamten 

Turm und in der Gondel jeder Windenergieanlage 

f) Gewährleistung der Störlichtbogensicherheit für die Hochspannungsanlagen 

(Vorlage der zugehörigen Prüfbescheinigung für die verwendete Schaltanlage und 

Bestätigung, dass die Aufstell- und Einbaubedingungen in der gegenständlichen An-

lage den Anforderungen der Prüfbescheinigung bzw. der geprüften Anordnung ent-

sprechen). 

g) Projektsgemäße Ausführung der Hochspannungsanlagen in Übereinstimmung 

mit den Forderungen der ÖVE/ÖNORM E 8383 (insbesondere Berührungsschutz, 

Breite und Höhe der Bediengänge und Fluchtwege). 

h) Nachweis der ausreichenden Belüftung der Trafoaufstellungsplätze zur Ab-fuhr 

der entstehenden Abwärme der Trafos und Leistungsschränke. 

i) Ausreichende Dimensionierung und Dichtheit der Auffangwanne für das gesam-

te Ölvolumen des Trafos. 

j) Wirksamkeit der Schutzmaßnahmen gegen elektrischen Schlag sowohl für die 

Hochspannungsanlagen gemäß ÖVE/ÖNORM E 8383 als auch für die Niederspan-

nungsanlagen gemäß ÖVE/ÖNORM E 8001-1. 

k) Projektsgemäße Ausführung des äußeren und inneren Blitzschutzes (Einhal-

tung der Anforderungen an Blitzschutzklasse LPL 1). 

l) Ausreichende Erdung der Anlagen für die elektrischen Schutzmaßnahmen so-

wie Überspannungsschutz und Blitzschutz, mit Angaben über die Art der Erdungsan-

lagen und den messtechnisch ermittelten Erdübergangswider-stand. 

m) Einbau von Überspannungsableitern im windpark-internen 30 kV-Netz. 

n) Vollständige Beschriftung der elektrischen Anlagen in Übereinstimmung mit den 

Plänen, insbesondere aller Schalt-, Verteil- und Leistungsschränke, Schalteinrichtun-

gen und Leitungsabgänge. 

I.2.2.10 Die ordnungsgemäße Ausführung und Einstellung der Schutzeinrichtungen in 

den gg. 30 kV Netzabzweigen (Kurzschluss-Schutz, Überstromschutz, Erdschluss-

abschaltung, etc.) ist im Einvernehmen mit dem Verteilernetzbetreiber zu kontrollie-
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ren und durch eine fachlich geeignete Person gemäß §12 ETG zu dokumentieren. 

Ebenso ist der Nachweis der Kurzschluss-Festigkeit der Hochspannungsschaltanla-

gen zu erbringen. Weiters ist festzuhalten, wer für den Betrieb, die Einstellung und 

Wartung dieser Schutzeinrichtungen verantwortlich ist und welche fachliche Ausbil-

dung die verantwortliche Person aufweist. 

I.2.2.11 Die Windkraftanlagen sind als abgeschlossene elektrische Betriebsstätten 

entsprechend der ÖVE/ÖNORM EN 50110 zu betreiben, versperrt zu halten und darf 

ein Betreten der Anlagen nur hierzu befugten Personen (Fachleuten oder mit den 

Gefahren der elektrischen Anlage vertrauten Personen) ermöglicht werden. 

I.2.2.12 Die Zugangstüren zu den Windkraftanlagen müssen den Zutritt Unbefugter 

verhindern, von innen aber jederzeit ohne besondere Hilfsmittel zu öffnen sein. An 

den Zugangstüren zu den Windenergieanlagen sind Hochspannungswarnschilder, 

Hinweise auf die elektrische Betriebsstätte und das Zutrittsverbot für Unbefugte an-

zubringen. 

I.2.2.13 In den Windenergieanlagen sind jeweils die 5 Sicherheitsregeln nach Ö-

VE/ÖNORM EN 50110-1 und die Anleitungen nach ÖVE/ÖNORM E 8351 (Erste Hilfe 

bei Unfällen durch Elektrizität) anzubringen. Außerdem sind bei den Hochspan-

nungsschaltanlagen Übersichtsschaltbilder aufzulegen, die möglichst das gesamte 

30 kV-Windparknetz zumindest aber auch die jeweils angrenzenden 30 kV-

Schaltanlagen der Windkraftanlagen und die Überspannungsschutzeinrichtungen 

darstellen. 

I.2.2.14 Im Hochspannungsnetz des Windparks müssen entsprechende Überspan-

nungsschutzeinrichtungen installiert sein, welche in den Übersichtsschaltbildern dar-

zustellen und auch vor Ort durch entsprechende Beschriftungen an den Schaltfeldern 

erkenntlich zu machen sind. 

I.2.2.15 Vor Durchführung von Grab- oder Kabelverlegungsarbeiten ist das Einver-

nehmen mit den Betreibern der im Trassenbereich vorhandenen Einbauten hinsicht-

lich der Abstände und allenfalls erforderlicher Schutzmaßnahmen herzu-stellen. 

I.2.2.16 entfällt  
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I.2.2.17 Die genaue Lage der in der Erde verlegten Kabel ist im Bezug zu Fix-

punkten bzw. mittels Koordinaten einzumessen und in Ausführungsplänen zu doku-

mentieren. Diese Pläne sind für spätere Einsichtnahme bereitzuhalten. 

I.2.2.18 Die im Betrieb der Anlagen tatsächlich auftretenden elektrischen Feld-

stärken und magnetischen Flussdichten sind sowohl innerhalb als auch im unmittel-

baren Bereich außerhalb der Windenergieanlagen beim Turmfuß zu messen.  Die 

Messung muss entweder bei Volllast der Anlagen erfolgen oder im Fall einer Mes-

sung bei Teillast die Auslastung dokumentieren und die Messwerte auf Volllast um-

rechnen. Weiters ist zu dokumentieren, welche Maßnahmen (technisch und organi-

satorisch) erforderlich waren, um die Einhaltung der in der ÖVE/ÖNORM E 8850 ge-

forderten maximal zulässigen Werte zu gewährleisten. 

I.2.2.19 Für allfällige Stromversorgungsaggregate, die während der Bauphase einge-

setzt werden, ist durch eine im Sinne des §12 ETG fachlich geeignete Person zu do-

kumentieren, dass diese Aggregate den SNT-Vorschriften entsprechen, bestim-

mungsgemäß verwendet werden und mit ordnungsgemäß funktionierenden Schutz-

maßnahmen gegen elektrischen Schlag ausgestattet sind. 

I.2.2.20 Der Betreiber der elektrischen Anlagen (Windkraftanlagen, Erdungen, Kabel-

leitungen, Schalteinrichtungen) hat für die Betreuung, Wartung und Instandhaltung 

eine fachlich geeignete Person im Sinne des Elektrotechnikgesetzes (ETG) bzw. 

gemäß ÖVE/ÖNORM EN 50110-1 heranzuziehen. Diese Person muss inklusive ihrer 

fachlichen Eignung im Anlagenbuch aktuell und schriftlich festgehalten sein. Für Ar-

beiten an der Hochspannungsanlage, wie z.B. Behebung von Störungen, dürfen nur 

hierzu befugte Fachleute im Sinne des ETG herangezogen werden. 

I.2.2.21 Die elektrischen Anlagen sind entsprechend den Angaben des Herstellers zu 

warten und wiederkehrend zu überprüfen. Jedenfalls ist eine wiederkehrende Über-

prüfung der gesamten elektrischen Anlagen längstens alle 5 Jahre - im Sinne der 

derzeit geltenden Elektroschutzverordnung ESV 2012 - durch eine fachkundige und 

hierzu befugte Person vornehmen zu lassen und zu dokumentieren. 

Folgende (geänderten) Auflagen sind einzuhalten: 

II.3.2.1 Die Kabelverlegung hat projektgemäß entsprechend den Bestimmungen der 

ÖVE/ÖNORM E 812012013 zu erfolgen, wobei die im Projekt angeführten Verle-
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gungstiefen zu beachten sind. Zusätzlich muss die Verlegetiefe unter landwirtschaft-

lich genutzten Flächen mindestens 1 m betragen. 

II.3.2.2 Für die neue Übergabestation sind folgende zusätzlichen Unterlagen und 

Bestätigungen der ausführenden Fachfirmen zur Einsichtnahme bereitzuhalten und 

auf Verlangen der Behörde vorzuweisen: 

a) Wirksamkeit der Schutzmaßnahmen gegen elektrischen Schlag sowohl für die 

Hochspannungsmaßnahmen gemäß ÖVE/ÖNORM E 8383 als auch für die 

Niederspannungsanlagen gemäß ÖVE/ ÖNORM E 8001-1 (inklusive Erstprüf-

protok0llgemäß ÖVE/ÖNORM E 8001 -6-61 

b) Projektgemäße Ausführung des äußeren und inneren Blitzschutzes (inklusive 

Erstprüfprotokoll) 

c) Ausreichende Erdung der Anlagen hinsichtlich Niederspannungsanlagen, 

Hochspannungsanlagen sowie Blitzschutz. (inklusive messtechnisch ermittelten 

Erdungswiderstandes) 

II.3.2.3 In den Betriebsvorschriften ist zu regeln, dass ein Durchsteigen bzw. Durch-

fahren des Turmes durch Personen bei geöffneten Brandschutztüren des Brand-

schutzmodules (sofern vorhanden) nicht zulässig ist. 

II.3.3 Forst- und Jagdwirtschaft 

(Hinweis: Die Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 18. Juni 2013, 

RU4-U-628/025-2013, idF Bescheid des Umweltsenates vom 09. Dezember 2013, 

US 2B/2013/17-10, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind auch im Hinblick auf 

die Änderungen einzuhalten, sofern sie nachfolgend nicht abgeändert werden.) Diese 

lauten wie folgt: 

I.2.3 Forst- und Jagdwirtschaft 

I.2.3.1 Für den Fall, dass die Fundamentflächen und die rückbaubaren Flächen 

nach Humusierung nicht wieder landwirtschaftlich genutzt werden sollen oder kön-

nen, sind die Fundamentflächen und Böschungen zu humusieren, mit geeignetem 

Trockenrasensaatgut zu besäen und in der Folge weitestgehend der Sukzession zu 

überlassen oder max. 1 mal jährlich zu mähen sind. 
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Folgende (geänderten) Auflagen sind einzuhalten: 

II.3.3.1 In Anbetracht der hohen Schutz- und Wohlfahrtswirkung der dauernd zu ro-

denden Waldflächen sind als Ausgleichsmaßnahme Ersatzaufforstungen im Verhält-

nis von mindestens 1 zu 3 (dauernd gerodete Fläche zu Ersatzaufforstungsfläche), 

das sind zumindest 1.584 m², an geeigneter Stelle im Nahebereich der Rodungsflä-

chen notwendig. Die Ersatzaufforstung ist derart anzulegen, dass die Fläche auch 

die Waldeigenschaft aufweist. 

II.3.3.2  Die technische Rodung ist erst zulässig, wenn im Einvernehmen mit dem 

zuständigen ASV geeignete Ersatzaufforstungsflächen festgelegt worden sind. 

II.3.3.3 Für die Aufforstung (im Pflanzverband 1,5 m x 1m in der Reihe oder enger) 

ist mindestens 2-jährig verschultes Pflanzgut folgender Arten zu verwenden: 30% Ei-

che, 20% Hainbuche, Spitzahorn, Wildapfel, Wildkirsche, Elsbeere, Speierling, Wild-

birne und folgende Sträucher: wolliger Schneeball, Flieder, Heckenrose, Feldahorn, 

Liguster, Roter und Gelber Hartriegel, Sanddorn, Schlehdorn. In den Randreihen zur 

Freifläche sind ausschließlich Sträucher zu setzen, innerhalb der Fläche sind Baum 

und Strauch abwechselnd zu setzen. Die Ersatzaufforstungsflächen sind bis zur Si-

cherung der Kultur mittels Einzelschutzes oder Flächenschutzes (rehwildsicherer 

Zaun) zu schützen und erforderlichenfalls nachzubessern. Sollte Einzelschutz ge-

wählt werden, soll dieser mittels gitterartigen Schutzsäulen erfolgen, da in dieser Re-

gion in sommerlichen Hitzephasen mit Monosäulen negative Erfahrungen gemacht 

wurden. 

II.3.3.4 Die Aufforstung ist bis zur Sicherung der Kultur zu pflegen, um einen optima-

len Anwuchs zu ermöglichen. 

II.3.3.5 Die befristet zu rodenden Flächen sind in der Folge wieder zu rekultivieren. 

Sollte sich nicht innerhalb von 3 Jahren ausreichende Verjüngung durch Ausschlag 

oder Kernwüchse einstellen, sind entsprechende Nachbesserungen vorzunehmen. 

Sollte das bloße Abstocken nicht ausreichen, und auch Bodenabtragungen oder Auf-

schüttungen erforderlich sein, so ist eine ausreichende Ausschlagverjüngung nicht 

garantiert, weswegen derartige Flächen nach Humusierung wiederaufzuforsten sind. 

Für eine allfällig notwendige Aufforstung (im Pflanzverband 1,5m x 1m) ist mindes-

tens 2-jährig verschultes Pflanzgut folgender Arten zu verwenden: 30% Eiche, 20% 
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Hainbuche, je 10% Winterlinde, Wildkirsche, Elsbeere, Speierling und Spitzahorn. 

Die Wiederaufforstungsflächen sind bis zur Sicherung der Kultur mittels eines hasen-

dichten Wildschutzzaungeflechts mit 2 m Höhe oder Einzelschutz zu schützen und 

erforderlichenfalls nachzubessern. 

II.3.4 Geohydrologie 

(Hinweis: Die Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 18. Juni 2013, 

RU4-U-628/025-2013, idF Bescheid des Umweltsenates vom 09. Dezember 2013, 

US 2B/2013/17-10, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind auch im Hinblick auf 

die Änderungen einzuhalten, sofern sie nachfolgend nicht abgeändert werden.) Diese 

lauten wie folgt: 

I.2.4 Geohydrologie 

I.2.4.1 Die in einem Umkreis von 100 m um die Mastfundamente bestehenden 

Brunnen- und Bauwerke von Entwässerungsanlagen sind zu erheben, baulich zu be-

schreiben und es ist der Wasserspiegel noch vor Baubeginn einzumessen. In weite-

rer Folge ist bis Bauende des Mastfundamentes der Wasserstand in wöchentlichen 

Abständen von einem Fixpunkt zu messen und zu dokumentieren. Die Messungen 

sind, soweit möglich, im Einvernehmen mit dem Brunneneigentümer durchzuführen.  

I.2.4.2 Im Zuge der Herstellung der Mastfundamente, ist der angetroffene Unter-

grund anzusprechen und zu dokumentieren. Dabei ist das Antreffen von Grundwas-

ser aber auch das Auftreten von Staunässe bzw. Schichtwässer in der Baugrube 

aufzunehmen. 

I.2.4.3 Sollte es im Zuge der Bauherstellung zu Untergrund- oder Grundwasserver-

unreinigungen kommen, ist über die durchgeführten Sofortmaßnahmen und die in 

weiterer Folge erfolgten Sanierungs- und Entsorgungsmaßnahmen ein Bericht zu er-

stellen und dieser ist im Zuge des Abnahmeverfahrens vorzulegen. 

I.2.4.4 Sollten bei Leitungsverlegungen Drainagen oder Entwässerungsanlagen an-

getroffen, beeinträchtigt oder beschädigt werden, sind diese im Einvernehmen mit 

dem Grundstückseigentümer bzw. dem Berechtigten wieder fachgerecht herzustel-

len. Hierüber sind Dokumentationen zu erstellen, die im Abnahmeverfahren vorzule-

gen sind.  
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I.2.4.5 Der Feldbrunnen im Nahbereich der WKA ORT4 ist von einer Fachfirma 

fachgerecht zu liquidieren. In jedem Fall ist hierüber ein Bericht mit Fotodokumentati-

on zu erstellen und im Abnahmeverfahren vorzulegen. 

II.3.5 Lärmschutz 

(Hinweis: Die Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 18. Juni 2013, 

RU4-U-628/025-2013, idF Bescheid des Umweltsenates vom 09. Dezember 2013, 

US 2B/2013/17-10, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind auch im Hinblick auf 

die Änderungen einzuhalten, sofern sie nachfolgend nicht abgeändert werden.) Diese 

lauten wie folgt: 

I.2.5 Lärmschutztechnik 

I.2.5.1 Bautätigkeiten und Transporte - ausgenommen genehmigte Schwertranspor-

te und lärmarme Montagearbeiten - dürfen an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen 

überhaupt nicht, werktags (Montag bis Freitag) nur in der Zeit von 06:00 bis 19:00 

Uhr und samstags nur in der Zeit von 06:00 bis 14:00 Uhr durchgeführt werden; 

lärmarme Montagearbeiten wie Turbinenaufbau und Turbineninnenausbau dürfen 

auch nachts an jeweils nur einem Standort durchgeführt werden, sofern der Schall-

leistungspegel je Standort LW,A,r = 115 dB (inkl. 5-dB-Anpassungswert) nicht über-

schreitet und die maximale Schallleistung für Pegelspitzen von LW,A,max = 125 dB 

nicht überschritten wird. 

I.2.5.2 In der Bauphase sind Fahrwege, sofern es sich nicht um öffentliche Ver-

kehrswege handelt, für die erforderlichen Lkw-Transporte so zu wählen, dass zu den 

nächstgelegenen, bestehenden Nachbarobjekten ein Mindestabstand von 15 m ein-

gehalten wird.  

I.2.5.3 Seitens des Bauwerbers ist sicherzustellen, dass im Zusammenhang mit 

dem Baustellenbetrieb dem Stand der Technik entsprechend lärmarme Geräte ver-

wendet werden. Die Grenzwerte der 249. Verordnung (BGBl. II Nr. 249/2001 idgF) 

des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit über Geräuschemissionen von zur 

Verwendung im Freien vorgesehenen Geräten und Maschinen sind für alle verwen-

deten Maschinen und Geräte einzuhalten.  
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I.2.5.4 Auf Anforderung der Behörde sind binnen 1 Monat die auf der Baustelle ein-

gesetzten Maschinen durch eine akkreditierte Prüfstelle, einen Ziviltechniker oder ei-

nen allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen auf die Ein-

haltung der Grenzwerte gemäß Auflage 1) und Auflage 3) überprüfen zu lassen. Als 

eingehalten gelten die Grenzwerte, wenn der gemessene Schallleistungspegel um 

nicht mehr als 3 dB über dem Grenzwert gemäß Auflage 1) bzw. über dem Grenz-

wert der Verordnung gemäß Auflage 3) liegt. Die Nachweise sind unverzüglich der 

UVP-Behörde zu übermitteln.  

I.2.5.5 Alle Windenergieanlagen des gegenständlichen Windparks Andlersdorf-Orth 

dürfen in der Tages- und Abendzeit (06:00 bis 22:00 Uhr) leistungsoptimiert betrie-

ben werden, sofern die projektgemäßen Emissionen (LW,A = 106,0 dB bei Vollbe-

treib) eingehalten werden. Für den Betrieb in den Nachtstunden (22:00 Uhr bis 06:00 

Uhr) sind die projektgemäß vorgesehenen Maßnahmen gemäß Variante 1 oder ge-

mäß Variante 2 umzusetzen. 

I.2.5.6 a Auflage 6a gilt bei Umsetzung der Maßnahmen gemäß Variante 1   

In den Nachtstunden (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr) dürfen die Anlagen AND4, AND8 und 

AND9 bei Windgeschwindigkeiten von 5,5 m/s bis 7,5 m/s und Winden aus West bis 

Nord nur schalloptimiert mit einer um 3,0 dB reduzierten Emission betrieben werden. 

Weiters darf die Anlage ORT2  bei Windgeschwindigkeiten von 5,5 m/s bis 7,5 m/s 

und Winden aus Süd bis West nur schalloptimiert mit einer um 3,0 dB reduzierten 

Emission betrieben werden. Die reduzierten Emissionen im schalloptimierten Betrieb 

dürfen eine Schallleistung von LW,A,eq = 100,8 dB bei v10m = 5,5 bis 6,5 m/s und 

von LW,A,eq = 102,8 dB bei v10m = 6,5 bis 7,5 m/s nicht überschreiten. 

I.2.5.6 b Auflage 6b: gilt bei Umsetzung der Maßnahmen gemäß Variante 2   

In den Nachtstunden (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr) dürfen die Anlagen AND1 bis AND4, 

AND6, AND8 und AND9 bei Windgeschwindigkeiten von 5,5 m/s bis 7,5 m/s und 

Winden aus West bis Nord nur schalloptimiert mit einer um 1,0 dB reduzierten Emis-

sion betrieben werden. Weiters dürfen die Anlagen ORT1 bis ORT6  bei Windge-

schwindigkeiten von 5,5 m/s bis 7,5 m/s und Winden aus Süd bis West nur schallop-

timiert mit einer um 1,0 dB reduzierten Emission betrieben werden. Die reduzierten 

Emissionen im schalloptimierten Betrieb dürfen eine Schallleistung von LW,A,eq = 
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102,8 dB bei v10m = 5,5 bis 6,5 m/s und von LW,A,eq = 104,8 dB bei v10m = 6,5 bis 

7,5 m/s nicht überschreiten. 

I.2.5.7 Binnen sechs Monaten ab Inbetriebnahme des gegenständlichen Windparks 

ĂAndlersdorf-Orthñ ist die Gerªuschemission einer Windenergieanlage des Typs 

Enercon E-101 der Anlagengruppe mit der Bezeichnung ĂANDñ sowie der Anlage 

ORT2 des gegenständlichen Windparks gemäß ÖVE/ÖNORM EN 61400-11 vom 

01.05.2007 durch einen befugten Gutachter (akkreditierte Prüfstelle, Zivil-techniker 

oder allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger) sowohl im 

leistungsoptimierten als auch im schalloptimierten Betrieb messtechnisch überprüfen 

zu lassen und ist der messtechnische/rechnerische Nachweis erbringen zu lassen, 

dass die prognostizierten, betriebskausalen Immissionen des gegenständlichen 

Windparks an den, der Beurteilung zugrunde gelegten, Immissionspunkten eingehal-

ten werden. Die Beauftragung hat an einen Gutachter zu erfolgen, welcher nicht be-

reits im Rahmen des Genehmigungsverfahrens tätig war. Sollten die in der UVE zu-

grunde gelegten Emissionen überschritten werden, so sind entsprechende, zusätzli-

che Schallschutzmaßnahmen zu setzen (z. B. weiterer schalloptimierter Betrieb von 

Anlagen) und ist die Einhaltung der projektierten Emissionen / Immissionen unver-

züglich durch eine akkreditierte Prüfstelle, einen Ziviltechniker oder einen allgemein 

beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen nachweisen zu lassen. Der 

schriftliche Gesamtbericht ist der Behörde unverzüglich vorzulegen.  

I.2.5.8 Vor Beginn der Bauarbeiten ĂSzenario Datenverlegungñ am Ortsrand von 

Orth an der Donau, sind alle nächstgelegenen Anrainer - innerhalb von 100 m Ab-

stand zur Baustelle - nachweislich über Beginn und voraussichtliches Ende der Bau-

tätigkeiten sowie über die festgelegte Mittagspause (von 12:00 Uhr bis 13:00 Uhr) zu 

informieren. Weiters ist die betroffene Bevölkerung über Maßnahmen zum Selbst-

schutz wie Schließen der Fenster, Lüften über die abgewandte Gebäudeseite, tem-

poräre Verlegung der Schlafstelle z. B. bei Schichtarbeit etc. nachweislich zu infor-

mieren. 

I.2.5.9 Im ersten Betriebsjahr sind am Messpunkt der Windgeschwindigkeitsmes-

sung der dem Projekt zugrunde liegenden Bestandsmessungen kontinuierlich Wind-

geschwindigkeitsmessungen durchzuführen und ist eine Korrelation hin-sichtlich der 

Windgeschwindigkeit in Gondelhöhe und der Leistungskurven unter Berücksichtigung 
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der Kriterien gemäß Auflage 5) zu erstellen. Ein entsprechender Bericht ist der Be-

hörde binnen zwei Monaten nach Ablauf des ersten Betriebsjahres vorzulegen. 

I.2.5.10 Zur Überprüfung der unterschiedlichen Betriebsweisen der Windenergieanla-

gen (leistungsoptimiert/schalloptimiert) gemäß Auflage 5 sind der Behörde binnen 

zwei Monaten ab Ablauf des ersten Betriebsjahres und dann nur auf Anforderung der 

Behörde Leistungskennlinien sowie Kennlinien aus den zugrunde gelegten Emissi-

onsberichten und Auswertungen vorzulegen, die eine einfache und rasche Nachvoll-

ziehbarkeit der Emissionswerte ermöglichen und die Einhaltung der schalloptimierten 

Betriebsweise nachweisen. Die für den Nachweis des schalloptimierten Betriebes er-

forderlichen Daten sind laufend für alle Anlagen über einen Zeitraum von mindestens 

12 Monate zu archivieren. 

Folgende (geänderten) Auflagen sind einzuhalten: 

II.3.5.1 Vor Baubeginn der Kabelverlegung sind die nächstgelegenen Anrainer, de-

ren Liegenschaften einen Abstand zur Kabeltrasse von Ò 200m aufweisen, nachweis-

lich über Beginn und voraussichtliches Ende der Bautätigkeiten sowie über die fest-

gelegte Mittagspause (von 12:00 Uhr bis 13:00 Uhr) zu informieren. Weiters ist die 

betroffene Bevölkerung über Maßnahmen zum Selbstschutz, wie Schließen der 

Fenster, Lüften über die baustellen-abgewandte Gebäudeseite, temporäre Verlegung 

der Schlafstelle (z.B. bei Schichtarbeitern, Kindern etc.) nachweislich zu informieren. 

Die Nachweise sind spätestens 1 Monat vor Baubeginn der Behörde vorzulegen. 

II.3.5.2 Vor Baubeginn der Kabelverlegung sind alle Gebäude mit Wohnnutzungen, 

welche einen Abstand von Ò 200 m zur Kabeltrasse aufweisen zu orten und sind de-

ren Anschriften zu ermitteln. Eine planliche und tabellarische Darstellung aller be-

troffenen Gebäude mit Wohnnutzung ist spätestens 1 Monat vor Baubeginn der Be-

hörde vorzulegen. 

II.3.5.3 Vor Baubeginn der Kabelverlegung ist anhand der Stammdatenblätter für alle 

erforderlichen Geräte nachzuweisen, dass deren Schallleistungspegel die Grenzwer-

te der 249. Verordnung gemäß Auflage I.2.5.3 des Genehmigungsbescheides der 

NÖ Landesregierung vom 18.06.2013, RU4-U-628/025-2013 unterschreiten bzw. 

einhalten. Sollten für einzelne Baugeräte keine Stammdatenblätter bzw. keine mess-

technischen Nachweise vorliegen, so sind diese Baugeräte vor Ort messtechnisch zu 
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überprüfen (z.B. Messung gemäß ÖNORM S 5004 bei Vollbetrieb in definiertem Ab-

stand) und sind die Schallleistungspegel je Quelle zu ermitteln. Als eingehalten gel-

ten die Grenzwerte, wenn der gemessene Schallleistungspegel um nicht mehr als 3 

dB über dem Grenzwert der Verordnung gemäß Auflage I.2.5.3 des Genehmigungs-

bescheides liegen. Die Nachweise sind spätestens 1 Monat vor Baubeginn der Be-

hörde vorzulegen. 

II.3.6 Landwirtschaft 

(Hinweis: Die Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 18. Juni 2013, 

RU4-U-628/025-2013, idF Bescheid des Umweltsenates vom 09. Dezember 2013, 

US 2B/2013/17-10, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind auch im Hinblick auf 

die Änderungen einzuhalten, sofern sie nachfolgend nicht abgeändert werden.) 

I.2.6 Landwirtschaft 

I.2.6.1 Vor Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Nutzflächen für die Errichtung 

bzw. die Adaptierung von Wegen sowie für die Errichtung der WKA ist das Einver-

ständnis mit den jeweiligen Grundeigentümern und Bewirtschaftern herzustellen. 

I.2.6.2 Da während der Bauphase landwirtschaftliche Flächen vorübergehend nicht 

landwirtschaftlich genutzt werden können und hinsichtlich der Flächen Auswirkungen 

auf Leistungsabgeltungen und Förderungen (z. B. ÖPUL Maß-nahmen) gegeben 

sein können, ist bereits vor Baubeginn das Einvernehmen mit den Bewirtschaftern 

der jeweiligen Grundflächen sowie mit der zuständigen Bezirksbauernkammer herzu-

stellen. 

I.2.6.3 Die Zufahrtsverhältnisse sind für die Bewirtschaftung aufrecht zu erhalten. 

Sollte kurzfristig eine Aufrechterhaltung der Zufahrt nicht möglich sein, ist zuvor das 

Einvernehmen mit den betroffenen Grundeigentümern bzw. Bewirtschaftern herzu-

stellen. 

I.2.6.4 Bewirtschaftungserschwernisse bei der Ernte bzw. bei der Bearbeitung der 

landwirtschaftlichen Flächen während der Bauphase sind zu dokumentieren und ge-

gebenenfalls finanziell abzugelten.  

I.2.6.5 Sollte während des Baus, der Betriebsphase und im Zuge des Abbaus der 

Anlagen eine Kontaminierung des Bodens oder des Pflanzenbestandes auftreten, 
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sind diese Vorfälle ebenfalls zu dokumentieren sowie örtlich zuzuordnen. Das kon-

taminierte Material muss entsprechend entsorgt werden. Der Boden ist durch gleich-

wertiges Material zu ersetzen. Der Ertragsausfall ist finanziell abzugelten. 

I.2.6.6 Die Baumaßnahmen, die Kabelverlegungen, die Rekultivierungsmaßnahmen 

einschließlich Bodenlockerung und Rückbaumaßnahmen bei Wegverbreiterungen 

etc. haben bei entsprechend trockenen Witterungsverhältnissen zu erfolgen.   

Die ursprünglichen Bodenverhältnisse sind entsprechend den Ausweisungen der Fi-

nanzbodenschätzungskarten herzustellen.  

Auf die diesbezüglichen Bestimmungen in der Rekultivierungsrichtlinie Punkt 3.4 

Technische Ausführung der Bodenrekultivierung wird hingewiesen. 

I.2.6.7 Nach Fertigstellung des Wegenetzes bzw. nach Abschluss der Bauarbeiten 

hat eine entsprechende Vermarkung bzw. erforderlichenfalls Vermessung zu erfol-

gen. Das Wegenetz ist während der Betriebsphase für den landwirtschaftlichen Ver-

kehr benutzbar zu erhalten. Die ordnungsgemäße Übergabe des Wegenetzes ist zu 

dokumentieren.  

I.2.6.8 Bodenverdichtungen sind nachweislich zu beheben. Nach Abschluss der 

Bauarbeiten sind für die allenfalls beanspruchten landwirtschaftlichen Nutzflächen die 

von den Grundeigentümern unterfertigten Rekultivierungs- bzw. Übernahmebestäti-

gungen vorzulegen. 

I.2.6.9 Die ordnungsgemäße Rekultivierung und die Behebung eventueller Boden-

verdichtungen sind durch Aufzeichnungen in Form eines Bautagebuches (Beginn 

und Art der Baumaßnahmen, insbesondere der Bodenbeanspruchungen bis zur Re-

kultivierung, Niederschlagsverhältnisse während der Erdarbeiten,  und der allfälligen 

Baumängelbehebungen) schriftlich und gegebenenfalls mittels digitaler Fotos zu do-

kumentieren. 

I.2.6.10 Im Falle der Verlegung bzw. der Neuerrichtung von Feldbrunnen im Zuge der 

Projektsarbeiten ist das Einvernehmen mit der zuständigen Behörde herzustellen. 

I.2.6.11 Im Falle der Versickerung von Grundwasser bzw. Niederschlagswässern aus 

Baugruben im Zuge der Errichtung von Fundamenten ist das Einvernehmen mit den 

Grundeigentümern und den Bewirtschaftern herzustellen. Die Versickerung oder Ver-
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rieselung auf den landwirtschaftlichen Flächen darf nur breitflächig bzw. unter Ver-

wendung von Vliesen erfolgen. 

I.2.6.12 Im Falle der Entfernung der WKA sind die Fundamente und sämtliche für die 

Errichtung und den Betrieb der WKA erfolgten Grundinanspruchnahmen landwirt-

schaftlicher Flächen bis zu einer Tiefe von 1 m entsprechend den in den Finanzbo-

denschätzungskarten ausgewiesenen Verhältnissen zu rekultivieren und die Rück-

widmungen auf Grünland Landwirtschaft zu veranlassen. 

II.3.7 Luftfahrttechnik 

(Hinweis: Die Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 18. Juni 2013, 

RU4-U-628/025-2013, idF Bescheid des Umweltsenates vom 09. Dezember 2013, 

US 2B/2013/17-10, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind auch im Hinblick auf 

die Änderungen einzuhalten, sofern sie nachfolgend nicht abgeändert werden.) Diese 

lauten wie folgt: 

I.2.7 Luftfahrttechnik 

I.2.7.1 Nachtkennzeichnung 

Die Nachtkennzeichnung besteht aus dem Feuer W rot  

I.2.7.1.1 Als Nachtkennzeichnung ist auf allen Windkraftanlagen das Feuer W rot 

(gedoppelt) einzusetzen. (siehe Anlage 1) 

I.2.7.1.2 Diese Feuer sind gedoppelt und versetzt am konstruktionsmäßig höchsten 

Punkt der Türme (Gondel) gegebenenfalls auf Tragekonstruktionen - so zu installie-

ren und jeweils gleichzeitig (synchron blinkend) zu betreiben - dass bei stehenden 

Rotorblättern mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist.   

Bei der Verwendung von konventionellen Leuchtmittel (z.B. Glühbirnen) sind die 

Feuer als Zwillingsleuchten auszuführen. Beim Einsatz von LED reicht die ein-fache 

Ausführung. 

I.2.7.1.3 Konventionelle Leuchtmittel  

Bei Ausfall eines Leuchtmittels muss die automatische Aktivierung des Leuchtzwil-

lings gewährleistet sein. 
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I.2.7.1.4 LED: Bei Ausfall von mehr als 25% der Leuchtdioden (LEDs) ist das Sys-

tem auszutauschen. Der Umfang des Ausfalls kann durch Messung der Strom-stärke 

ermittelt werden 

I.2.7.1.5 Die Feuer sind mit einer Ausfallsicherung bei Stromunterbrechungen zu 

versehen. 

I.2.7.1.6 Die Feuer müssen eine Betriebslichtstärke von mindestens 100 cd und ei-

ne photometrische Lichtstärke von mindestens 170 cd aufweisen. 

I.2.7.1.7 Die Feuer sind getaktet zu betreiben: 1s hell - 0,5s dunkel - 1s hell - 1,5s 

dunkel. 

I.2.7.1.8 Die Schaltzeiten und Blinkfolgen aller Feuer des projektierten ĂWindpark 

Andlersdorf-Orthñ sind auf GPS-Basis zu synchronisieren. Die synchronisierte Takt-

folge soll auf der 00.00.00 Sekunde gemäß UTC starten. 

I.2.7.1.9 Die Abstrahlungswinkel sind gem. ICAO-Annex 14, Vol.II, Chap. 6 anzu-

wenden. Alternierend dazu ist die sinngemäße Anwendung des §93 Abs.1 (Zivilflug-

platz VO-ZVF 1972) zulässig, welche die Abstrahlung von Hindernissen über der Ho-

rizontalen festlegt. 

I.2.7.1.10 Die tatsächlichen Lichtstärken sowie die fachgerechte Montage der Feuer 

und der Ausfallsicherung sind von einem dafür autorisierten Unternehmen oder vom 

Hersteller der Befeuerungsanlagen zu bestätigen. 

I.2.7.2 Tagesmarkierung 

I.2.7.2.1 An allen Windkraftanlagen sind die äußeren Hälften jedes Rotorblattes 

rundum mit einer Tagesmarkierung zu versehen.  

I.2.7.2.2 Die Höhe der Farbfelder an den Windkraftanlagen der Type Enercon E 

101 (Rotor Ø 101 m) muss ca. 5 Meter betragen, wobei von der Rotorblattspitze be-

ginnend das erste Farbfeld rot auszuführen ist. Die Anzahl der Farbfelder wird mit 5 

Stück festgelegt.  

I.2.7.2.3 Die Farbwerte für den Warnanstrich betragen:  

WEISS: RAL 9010    
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ROT:  RAL 3000 oder RAL 3020   

I.2.7.2.4 Die Tagesmarkierungselemente (Farbfelder) sind vom Betreiber in einem 

Intervall von einem Jahr augenscheinlich auf ihre Farbdichte zu überprüfen. Bei ei-

nem deutlich erkennbaren Abweichen von den vorgeschriebenen Farbwerten, z.B. 

Ausbleichen durch UV-Bestrahlung, ist eine Messung der Farbdichte erforderlich. 

Liegen die Farbwerte außerhalb der definierten Farbwerte gem. Farb-schema der 

CIE (Internationale Beleuchtungskommission), veröffentlicht im ICAO Annex 14 (sie-

he Anlage 2), ist der konsensgemäße Zustand wieder herzustellen. 

I.2.7.3 Sonstige Auflagen 

I.2.7.3.1 In der Errichtungsphase des Windparks ist ab Erreichen einer Bauhöhe 

von 100 Meter über Grund am höchsten Punkt der jeweiligen Windkraftanlage ein 

provisorisches Hindernisfeuer anzubringen. Das Hindernisfeuer muss als rotes, im 

Erhebungswinkel von 10° über der Horizontalen rundum sichtbares, Dauerlicht mit 

einer Lichtstärke von 70 cd ausgeführt werden und beim Unterschreiten der Tages-

helligkeit von 100 Lux aktiviert werden. Ein 24-stündiger Dauerbetrieb ist zulässig. 

I.2.7.3.2 Am Kran (Autokran) muss ab Erreichen einer Höhe von 100 Meter über 

Grund ein Hindernisfeuer (wie in Auflage 3.1 beschrieben) am höchstmöglichen 

Punkt errichtet und betrieben werden. 

I.2.7.3.3 Zwei bis vier Wochen vor Baubeginn ist dem Amt der NÖ Landesregie-

rung, Abteilung Umweltrecht und der Abteilung Verkehrsrecht der Beginn der Bauar-

beiten schriftlich mitzuteilen. 

I.2.7.3.4 Die Fertigstellung des Windparks Andlersdorf-Orth ist neben sonstiger 

Meldungsverpflichtungen dem Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung Umweltrecht) 

und der Austro Control GmbH (Österreichische Gesellschaft für Zivilluftfahrt mbH) 

schriftlich mitzuteilen. Die Fertigstellungsmeldung hat unter Anschluss eines Ver-

messungsprotokolls, erstellt von einem hiezu Befugten, zu erfolgen. Auf die EU-

Verordnung Nr. 73/2010 der Kommission vom 26. Januar 2010 zur Festlegung der 

qualitativen Anforderungen an Luftfahrtdaten und Luftfahrtinformationen für den ein-

heitlichen Luftraum wird verwiesen. 

Anlage 1 
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Nachtkennzeichnung  

Spezifikation Feuer W, rot 

Die Lichtfarbe muss den Anforderungen der ICAO Anhang 14 Band I Anlage 1 Punkt 

2.1 Farben für Luftfahrtbodenfeuer entsprechen.  

Die Lichtstärke muss bezogen auf die Horizontale in den unten angegebenen vertika-

len Winkelbereichen und f¿r jede horizontale Richtung (0Á m ū < 360Á) die jeweils 

erforderlichen Mindestwerte erreichen. 

Geometrie 

 

Lichtstärke 

Die effektive Betriebslichtstªrke muss f¿r alle horizontalen Winkel ū ¿ber der schraf-

fierten Fläche liegen:  

 

Taktfolge 

Das Feuer W-rot wird getaktet betrieben. 
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Die Taktfolge beträgt: 1 s hell - 0,5 s dunkel - 1 s hell - 1,5 s dunkel 

s = Sekunde 

Für die Bestimmung der Hellzeiten wird als Schwellwert 50 % der maximalen Licht-

stärke verwendet. 

 

Die effektive Betriebslichtstärke IBetrieb ergibt sich aus photometrischen Messungen, 

wenn die zeitliche Lichterscheinung I gemäß DIN V/ENV 50234 (Europäische Vorn-

orm) in eine effektive Lichtstärke Ieffektiv umgerechnet und dieser Wert mit Faktor 

0,75 multipliziert wird. 

Kann das Feuer im Neuzustand z. B. für photometrische Zwecke in einen Dauerbe-

trieb versetzt werden, so ergibt sich eine Abschätzung zwischen photometrischer 

Lichtstärke Iphoto und effektiver Betriebslichtstärke IBetrieb 

IBetrieb: 100 cd 

Iphoto : 170 cd 

Anlage 2 

ICAO - Annex 14 

Toleranzbereiche für die im Gutachten vorgeschriebenen Farbwerte weiß und rot 

gem. CIE und ICAO. 

Nachfolgende Tabelle ICAO Annex 14, Figure A1-2. Ordinary colours for markings 

and externally illuminated signs and panels ist für die Ermittlung der Toleranzberei-

che anzuwenden. 
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II.3.8 Maschinenbautechnik 

(Hinweis: Die Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 18. Juni 2013, 

RU4-U-628/025-2013, idF Bescheid des Umweltsenates vom 09. Dezember 2013, 

US 2B/2013/17-10, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind auch im Hinblick auf 

die Änderungen einzuhalten, sofern sie nachfolgend nicht abgeändert werden.) 

I.2.8 Maschinenbautechnik 

I.2.8.1 Folgende Bestätigungen sind für die Windkraftanlagen vorzulegen 

a) Konformitätserklärung entsprechend MSV (CE Kennzeichnung) 

b) Konformitätsbescheinigung für die Übereinstimmung der Anlagen mit der ty-

pengeprüften Anlage 



 

 Seite 32 von 98 

c) Herstellerbescheinigung für die Rotorblätter;  (Konformität zur Typenprüfung der 

Rotorblätter) 

d)  Inbetriebnahmeprotokoll mit einer Bestätigung, dass die Auflagen in den gut-

achtlichen Stellungnahmen erfüllt sind. Weiters sind alle für den sicheren Betrieb der 

Anlage erforderlichen Daten (Einstellwerte) anzuführen.   

Es ist von der Herstellerfirma zu bestätigen, dass die Erprobung ohne Beanstandung 

abgeschlossen wurde. Das Inbetriebnahmeprotokoll ist auch dem Betreiber zusam-

men mit dem Wartungspflichtenbuch sowie einer Betriebsanleitung auszuhändigen. 

Im geforderten Inbetriebnahmeprotokoll ist anzugeben, dass selbst bei Ausfall aller 

versorgungstechnischen Einrichtungen die Anlage zuverlässig ab-gebremst und die 

Rotorflügel festgehalten werden. Die diesbezügliche gewählte Maßnahme ist zu be-

schreiben.  

I.2.8.2 Sämtliche sicherheitsrelevanten Anlagenteile sind wirksam gegen Korrosion 

(Stahlteile) bzw. Verwitterung (Beton) zu schützen.  

I.2.8.3 Die Anlagen sind mit Schildern zu versehen, welche das unbefugte Betreten 

bzw. Besteigen untersagen. Weiters sind die Türme gegen unbefugte Besteigung 

abzusichern (versperrbare Einstiegstüre).  

I.2.8.4 In den Gondeln ist durch entsprechende Hinweisschilder für das Wartungs-

personal auf den Gebrauch der Arretierung  für den Rotor aufmerksam zu machen. 

I.2.8.5 Zur Erhaltung des betriebssicheren Anlagenzustandes ist der Betrieb der An-

lagen nur unter Wartung durch eine fachlich geeignete Firma zulässig. Für diese 

Wartungsaufgaben sind Wartungsverträge abzuschließen. Rechtzeitig vor Ablauf ei-

nes Wartungsvertrages ist dieser zu verlängern, oder mit einer ebenfalls fachlich ge-

eigneten Firma (hinsichtlich der fachlichen Eignung muss die Zustimmung von der 

Herstellerfirma bestehen) ein neuer Wartungsvertrag abzuschließen.  

Die Wartungsverträge sind zur Einsicht durch die Behörde aufzubewahren.  

I.2.8.6 Die Wartung und Instandhaltung der Windkraftanlagen hat entsprechend der 

Wartungsrichtlinien der Herstellerfirma und den Anforderungen der Typenprüfungen 

zu erfolgen. 
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I.2.8.7 Die Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten sowie eventuelle Betriebsstörun-

gen sind aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen sind zur Einsichtnahme durch die 

Behörde bei den Anlagen aufzubewahren.  

I.2.8.8 Die Bedienung der Anlagen darf nur durch entsprechend unterwiesene Per-

sonen erfolgen. Die Betriebsanleitung, in welcher auch Hinweise über Verhaltens-

maßnahmen bei gefährlichen Betriebszuständen aufzunehmen sind, sind bei den An-

lagen aufzubewahren, ebenso für jede Anlage ein Servicebuch. In diese Servicebü-

cher sind jene Personen oder Firmen einzutragen, die zu Eingriffen an der Anlage 

berechtigt und entsprechend unterwiesen sind. 

I.2.8.9 Ein Betrieb der Anlagen bei Vereisung ist nicht zulässig  und sind daher die 

Windkraftanlagen außer Betrieb zu setzen. Eine Wiederinbetriebnahme darf erst 

nach Kontrolle auf Eisfreiheit durch eine entsprechend unterwiesene Person (Müh-

lenwart) erfolgen. 

I.2.8.10 Der Aufstieg in die Kanzeln darf nur von schwindelfreien und gesunden Per-

sonen erfolgen Bei Wartungs- und Reparaturarbeiten muss  eine Begleitperson  an-

wesend sein, die im Gefahrenfalle Hilfe holen kann. Während des Ab- und Aufstieges 

sind die Sicherheitseinrichtungen zu verwenden. Vor jeder Benützung der 

Steigschutzeinrichtung ist der ordnungsgemäße Zustand (eventuelle Beschädigun-

gen, Justierung, Funktion des Fallstops u. dgl.) zu kontrollieren. 

I.2.8.11 Die Steigschutzeinrichtungen und die zugehörigen persönlichen Schutzein-

richtungen (Aufstiegsgurte) sind zumindest einmal jährlich durch eine befugte Person 

einer Prüfung auf Eignung und zulässigen Verschleiß zu unterziehen.  

I.2.8.12 Da entsprechend dem Stand der Technik die Lebensdauer für Windkraftan-

lagen mit ca. 20 Jahren angegeben wird, ist nach Ablauf dieser Nutzungsdauer bei 

einer Weiterbenützung eine eingehende Untersuchung hinsichtlich Material-

ermüdung an allen sicherheitstechnisch relevanten Teilen durchzuführen. Als Prüfin-

stitutionen für diese Untersuchungen sind akkreditierte Prüfanstalten her-anzuziehen.  

Der Weiterbetrieb der Anlagen ist der Behörde unter Vorlage eines positiven Unter-

suchungsbefundes anzuzeigen. 
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I.2.8.13 Im Zuge der Inbetriebnahme ist mit den örtl. Feuerwehren und Rettung eine 

¦bung hinsichtlich ĂRettung Verungl¿ckterñ, ĂVerhalten bei Unfªllen und Brandñ und 

die ĂBenutzung von Sicherheitseinrichtungenñ durchzuführen. Im Zuge dieser Übung 

sind der Bedarf und die Bereitstellung von eventuell erforderlichen Schutzeinrichtun-

gen, wie z.B. Aufstiegsgurte abzuklären. Entsprechende Auf-zeichnungen sind bei 

der Anlage zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 

I.2.8.14 Entsprechend dem Gutachten des Hr. Prof. Dr. Kromp ist mit Eisabfallweiten 

von Ă Gesamthºhe der WKA plus 20% der WKA Ă zu rechnen. An allen Wegen im Be-

reich von 220 m um die WEA s sind daher Hinweisschilder aufzustellen. Auf diesen 

Schildern ist auf das Verbot des Benützens der Wege in diesem Bereich während 

des Stillstandes der Anlage infolge Vereisung hinzuweisen. Der Stillstand der Anlage 

infolge Vereisung ist dem Benützer mittels Blinkleuchte beim Hinweisschild kund zu 

tun. 

I.2.8.15  Die mechanische Aufstiegshilfe ist vor der Inbetriebnahme einer Abnahme-

prüfung unterziehen zu lassen und infolge jährlich wiederkehrend überprüfen zu las-

sen. Die Ergebnisse der Prüfungen sind in Prüfbüchern festzuhalten. 

II.3.9 Naturschutz/Ornithologie 

(Hinweis: Die Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 18. Juni 2013, 

RU4-U-628/025-2013, idF Bescheid des Umweltsenates vom 09. Dezember 2013, 

US 2B/2013/17-10, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind auch im Hinblick auf 

die Änderungen einzuhalten, sofern sie nachfolgend nicht abgeändert werden.) Diese 

lauten wie folgt: 

I.2.9 Naturschutz 

I.2.9.1 Um Kollisionsrisiko für Brutpaare des Seeadlers und des Schwarzmilans und 

potentiell für weitere Vogelarten des nahen Vogelschutzgebietes Donau-Auen zu 

vermeiden, ist eine attraktive Nahrungsfläche / sind geeignete Nahrungsflächen im 

Ausmaß von insgesamt 52 ha anzulegen.  

I.2.9.2 Die Fläche ist (die Flächen sind) abseits vom Windpark möglichst nahe an 

den Donau-Auen, möglichst nahe zum Brutplatz des Seeadlers und jedenfalls zwi-
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schen den Donau-Auen und dem Vorhabenstandort an möglichst ungestörter Stelle 

zu situieren. 

I.2.9.3 Die Fläche ist möglichst als eine Fläche anzulegen, wenn die Fläche aufge-

teilt werden muss, sollen die Einzelflächen nach Maßgabe einer fachlichen Betreu-

ung nicht unter 2 ha groß sein.  

I.2.9.4 Wie in den Einreichunterlagen beschrieben sollen die Brachen neu und zu-

sªtzlich angelegt werden, also keine ĂEnergiebrachenñ oder unter ¥PUL oder Folge-

programmen geförderten Flächen sein.    

I.2.9.5 Wie in den Einreichunterlagen beschrieben sind Lage und Verteilung der 

Fläche(n) auf die zu fördernden Ansprüche der Zielarten mit Schwerpunkt Seeadler 

ab-zustimmen. Bei der Gebietsauswahl ist bereits ornithologische Betreuung  beizu-

ziehen.   

I.2.9.6 Spätestens 6 Monate vor Inbetriebnahme der Anlagen ist der Behörde und 

dem Sachverständigen für Ornithologie ein ornithologisch fachliches Detailkonzept 

zur Umsetzung der Maßnahmen / Auflagen vorzulegen. 

I.2.9.7 Der Nachweis der Verfügbarkeit der Fläche(n) ist der Behörde und dem 

Sach-verständigen spätestens drei Monate vor Inbetriebnahme der Anlagen  vorzu-

legen. 

I.2.9.8 Die Fläche ist / die Flächen sind entsprechend der Vorgaben der ornitholo-

gisch fachlichen Betreuung zu pflegen bzw. zu bewirtschaften, also entsprechend 

dem Projekt einmalig im Herbst zu mulchen oder mähen.  

I.2.9.9 Die Eignung der Fläche(n) als Nahrungsfläche für den Seeadler ist laufend in 

jährlichem ornithologisch fachlichem Bericht nachzuweisen: Dieser Bericht ist der 

Behörde und dem Sachverständigen für Naturschutz/Ornithologie zu über-mitteln. 

Die durchgehende ornithologisch fachliche Betreuung des Projekts wird empfohlen.  

I.2.9.10 Abweichungen vom Bescheid bzw. mit den Auflagen im Widerspruch ste-

hende Umstände sind unverzüglich der zuständigen Behörde bekannt zu geben. 

Folgende (geänderten) Auflagen sind einzuhalten: 
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II.3.9.1 Fällungen von Bäumen und Sträuchern sind außerhalb der Vegetationszeit, 

also in der Zeit von Anfang Oktober bis Mitte März, vorzunehmen. Darüber ist der 

Behörde binnen zwei Monaten nach Umsetzung der Maßnahme Bericht zu legen.  

II.3.9.2 Die Ertüchtigung des Grasweges bei Orth a.d.Donau / Wagram a.d.Donau ist 

außerhalb der Zeit von Mitte März bis Mitte Juni vorzunehmen. Darüber ist der Be-

hörde binnen zwei Monaten nach Umsetzung der Maßnahme Bericht zu legen. 

II.3.10 Raumordnung/Landschaftsbild/Ortsbild 

(Hinweis: Die Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 18. Juni 2013, 

RU4-U-628/025-2013, idF Bescheid des Umweltsenates vom 09. Dezember 2013, 

US 2B/2013/17-10, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind auch im Hinblick auf 

die Änderungen einzuhalten, sofern sie nachfolgend nicht abgeändert werden.) Diese 

lauten wie folgt: 

I.2.10 Raumordnung/Landschaftsbild 

I.2.10.1 Rechtzeitig vor Baubeginn ist die genaue Lage sämtlicher betroffener Sach-

güter in Kooperation mit den Betreibern/Eigentümern zu bestimmen. Um Schäden an 

Sachgütern oder Gefährdungen zu vermeiden, sind rechtzeitig vor Baubeginn mit 

den betroffenen Betreibern/Eigentümern geeignete Maßnahmen festzulegen bzw. 

Vereinbarungen zu treffen. Sämtliche auftretende Schäden an Sachgütern sind durch 

den Projektwerber nach dem Verursacherprinzip zu beheben / abzugelten. 

I.2.10.2 Werbeaufschriften oder ähnlich auffällige Farbmuster an Masten und Rotor-

blättern sind zu unterlassen, sofern diese nicht durch andere Auflagen vorgeschrie-

ben sind. 

II.3.11 Wasserbautechnik 

II.3.11.1 Vor Baubeginn ist die genaue Lage der durch die Verlegung der 

Kabelleitung betroffenen kommunalen Wasserver- und Abwasserent-

sorgungsleitungen zu erheben. Dabei sind die zu querenden Ver- und ï

entsorgungsleitungen in den bestehenden Projektlageplänen zu ergänzen und der 

jeweils vorgesehene Querungsabstand zu den Leitungen einzutragen. Die 

Leitungsbetreiber sind vor Baubeginn nachweislich zu informieren und die 

Querungen sind nachweislich mit diesen abzustimmen. Es ist eine Liste mit 
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Kontaktdaten (zuständige Personen der Leitungsbetreiber) sowie eine schriftliche 

Zusammenfassung der Abstimmungen mit den jeweiligen Leitungsbetreibern den 

ergänzten Plänen beizulegen. Die Unterlagen sind der zuständigen Behörde vor 

Baubeginn zu übermitteln. 

II.4 Befristungen gemäß § 17 Abs 6 UVP-G 2000 

Sämtliche Fristen für das Vorhaben werden gemäß § 17 Abs 6 UVP-G 2000 festge-

legt. 

(Die im Bescheid der NÖ Landesregierung vom 18. Juni 2013, RU4-U-628/025-

2013, idF Bescheid des Umweltsenates vom 09. Dezember 2013, 

US 2B/2013/17-10, gemäß § 17 Abs 6 UVP-G 2000 festgelegt Fristen werden 

soweit nachfolgend nichts anderes festgelegt wird, nicht abgeändert.) 

II.4.1 Rodungen (zu Spruchpunkt II.1) 

II.4.1.1 Umsetzung des Rodungszwecks 

Der Rodungszweck ist sowohl für die dauernde Rodung als auch für die befristete 

Rodung bis zum  

31. Juli 2018 

umzusetzen. 

II.4.1.2 Ersatzmaßnahmen - dauernde Rodungen 

Die Ersatzmaßnahmen sind spätestens im dem Baubeginn darauffolgenden Jahr 

durchzuführen. 

II.4.1.3 Wiederaufforstung - Befristetet Rodungen 

Die Wiederaufforstung ist umgehend nach Abschluss der Errichtungsarbeiten, spä-

testens jedoch bis zum  

31. Dezember 2020 

durchzuführen, anderenfalls erlischt die Rodungsbewilligung.  

(Hinweis  

Die Behörde kann diese Fristen aus wichtigen Gründen verlängern, wenn der Pro-

jektwerber/die Projektwerberin dies vor Ablauf beantragt. In diesem Fall ist der Ablauf 
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der Frist bis zur rechtskräftigen Entscheidung oder zur Entscheidung des Verwal-

tungsgerichtshofes oder Verfassungsgerichtshofes über die Abweisung des Verlän-

gerungsantrages gehemmt. Im Rahmen eines Berufungsverfahrens oder eines Ver-

fahrens gemäß § 18b UVP-G 2000 können die Fristen von Amts wegen geändert 

werden.) 

II.5 Vorhabensbeschreibung 

II.5.1 Kurzbeschreibung des UVP-genehmigten Bestandes 

Mit Bescheid der NÖ Landesregierung vom 18. Juni 2013, RU4-U-628/025-2013, idF 

Bescheid des Umweltsenates vom 09. Dezember 2013, US 2B/2013/17-10, wurde 

der der ImWind Elements GmbH, vertreten durch die Schönherr Rechtsanwälte 

GmbH, A-1010 Wien, Schottenring 19, die Genehmigung zur Errichtung und zum Be-

trieb des Vorhabens ĂWindpark Andlersdorf-Orthñ (13 Windenergieanlagen des Typs 

Enercon E-101, 7 Windenergieanlagen des Typs Enercon E-101 mit einer Nabenhö-

he von 135 m und einer maximalen Gesamthöhe von 185,9 m sowie 6 Windenergie-

anlagen des Typs Enercon E-101 mit einer Nabenhöhe von 99 m und einer Gesamt-

höhe von 149,5 m, mit einem Rotordurchmesser von 101 m und einer Nennleistung 

pro Anlage von 3 MW, in Summe 39 MW in der Marktgemeinde Orth an der Donau 

und der Gemeinde Andlersdorf, Verwaltungsbezirk Gänserndorf, Engpassleistung 

des Windparks beträgt gesamt 39,0 MW) erteilt. 

II.5.1.1 Standortkoordinaten (unverändert) 

Die geplanten Windkraftanlagen sollen auf folgenden Koordinaten errichtet werden: 

WKA Gauß Krüger MGI34 

 

 WGS84 

Nr. X Y 

Seehöhe 

[m] 

Nabenhöhe 

[m] X Y 

AND 1 25.870 5.340.507 150 135m 16°40'48,58" 48°12'08,84" 

AND 2 26.277 5.340.330 149 135m 16°41'08,26" 48°12'03,05" 

AND 3 25.724 5.340.214 151 135m 16°40'41,45" 48°11'59,37" 

AND 4 26.154 5.340.061 149 135m 16°41'02,24" 48°11'54,36" 

AND 6 25.811 5.339.868 150 135m 16°40'45,59" 48°11'48,16" 

AND 8 25.849 5.339.380 150 135m 16°40'47,32" 48°11'32,35" 

AND 9 25.778 5.339.062 150 135m 16°40'43,82" 48°11'22,07" 

ORT 1 26.790 5.337.935 150 99m 16°41'32,56" 48°10'45,43" 

ORT 2 27.279 5.337.796 149 99m 16°41'56,20" 48°10'40,86" 
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ORT 3 26.758 5.337.509 150 99m 16°41'30,92" 48°10'31,65" 

ORT 4 27.153 5.337.515 149 99m 16°41'50,04" 48°10'31,78" 

ORT 5 26.655 5.337.167 150 99m 16°41'25,86" 48°10'20,59" 

ORT 6 27.015 5.337.211 149 99m 16°41'43,29" 48°10'21,96" 

II.5.1.2 Lageplan  

 

Übersichtsplan gegenständliche Neuplanung (Orange), bestehende Windkraftanlage Matzneusiedl 
(Blau), Wagram/Donau (Rot), sowie Gemeindegrenzen (pinke Linien). [Quelle: Austrian Map Fly 5.0, 
Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen] 
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II.5.2 Beabsichtigte Änderung 

II.5.2.1 Allgemeines 

Das Vorhaben betrifft geringfügige Änderungen innerhalb der internen Wind-

parkverkabelung und eine neue Energieableitungsstrasse bis in die Gemeinde 

Raasdorf. Die Übergabestation bei Windkraftanlage AND6 entfällt. 

Die neue Kabeltrasse verläuft durch die Gemeinden Orth, Andlersdorf, Leopoldsdorf 

im Marchfelde, Glinzendorf, Großhofen und Raasdorf. 

II.5.2.2 Die Änderung umfasst 4 wesentliche Punkte: 

a) Errichtung der Energieableitungstrasse bis in die Gemeinde Raasdorf. Durch 

diese Änderung entfällt nun die Übergabestation bei Windkraftanlage AND6. 

Anstatt dessen wird eine Übergabestation in der Gemeinde Raasdorf auf Par-

zelle 194/1 (KG Raasdorf) errichtet. Durch die Kabeltrasse werden kleinräumige 

Rodungen verursacht. 

b) Änderung des Zuwegungskonzepts, die Zuwegung erfolgt nun von Osten über 

Hainburg und nicht wie ursprünglich geplant von Leopoldsdorf her. Durch diese 

Maßnahme entfallen alle Baumaßnahmen auf Gemeindegebiet von 

Großenzersdorf, ebenfalls ändert sich das interne Zuwegungskonzept dadurch. 

Die Zuwegung erfolgt nun über Orth an der Donau und Eckartsau. Auch durch 

die Zuwegung werden kleinräumige Rodungen verursacht. 

c) Änderung der Ausführung der Windkraftanlagen AND 1 ï 4, AND 6, AND 8 und 

AND 9. Diese Anlagen werden nicht mit Brandschutzdecke sondern mit Brand-

schutzmodul hergestellt. Die Anlagenkonstruktion an sich bleibt gleich, wodurch 

sich auch deren Umweltauswirkungen im Vergleich zum genehmigten Projekt 

nicht ändern. 

d) Verschiebung des Bauzeitplanes. 



 

 Seite 41 von 98 

II.5.2.3 Windparkverkabelung ï Netzanschluss  

II.5.2.3.1 Neue Kabeltrasse bis zur Übergabestation Raasdorf  

Die neue Kabeltrasse verläuft durch die Gemeinden Orth, Andlersdorf, Leopoldsdorf 

im Marchfelde, Glinzendorf, Großhofen und Raasdorf. Die externe Verkabelung des 

Windparks beginnt nun bei der Windkraftanlage AND 1 und verläuft von dort in nord-

westlicher Richtung durch folgende Gemeinden: 

- Andlersdorf 

- Leopoldsdorf im Marchfelde 

- Glinzendorf 

- Großhofen 

- Raasdorf 

In jenen Bereichen wo Straßen, Bahntrassen oder auch künftige, dem Planer be-

kannte Infrastrukturprojekte gequert oder berührt werden, sind in der Regel Spülboh-

rungen vorgesehen.  

Die Trasse verläuft zunächst Richtung Norden, bei Leopoldsdorf wird die Trasse im 

Südwesten um die Ortschaft herumgeführt, in diesem Bereich werden zwei Lan-

desstrassen (L3011, L5) mit Spülbohrungen gequert. Von Leopoldsdorf verläuft die 

Trasse dann weiter Richtung Nordwesten bis an die ÖBB ï Bahntrasse Stadlau ï 

Marchegg. In der Folge wird die Kabeltrasse über einige Kilometer parallel zu dieser 

Eisenbahntrasse Richtung Westen geführt. 

Für diese Trasse wird derzeit seitens der ÖBB ein Verfahren zur Erweiterung geführt. 

Dabei soll ein weiterer Gleiskörper errichtet (zweispuriger Ausbau) und die Strecke 

elektrifiziert werden. Im Vorfeld des gegenständlichen Verfahrens wurden zwischen 

der Planungsabteilung der ÖBB und den Planern der Kabeltrasse bereits Abstim-

mungen getroffen. Auf diese Weise wurden auch Bauwerke und Einbauten berück-

sichtigt die derzeit noch nicht bestehen aber schon genehmigt bzw. gerade in Ge-

nehmigung befindlich sind. Im Zuge dieser Parallelführung sind 5 Querungen der 

Bahntrasse erforderlich. 
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Südlich der Ortschaft Glinzendorf ist seitens der ÖBB eine Unterführung der Lan-

desstr. L3010 geplant. Die Straße soll hier unter der Bahnstrecke Stadtlau ï Mar-

chegg durchgeführt werden. Diese Unterführung wurde seitens der ÖBB bereits zur 

Genehmigung gebracht. Die Kabeltrasse wird hier geteilt verlaufen, ein System wird 

an der Bahnstrecke im Gemeindeweg mittels Bohrung unter der Wanne verlegt und 

die beiden anderen Systeme werden südlich um die Unterführungswanne herumge-

führt. Das System unter der Unterführung wird mittels Spülbohrverfahren in einer Tie-

fe von etwa 10m eingebracht. Erwartungsgemäß werden die Kabel bereits verlegt 

bevor die Unterführung der L3010 errichtet wird. Die Abstimmungen mit der ÖBB ï 

Infrastruktur AG diesbezüglich wurde im Vorfeld zu dieser Einreichung durchgeführt. 

Entlang der Bahntrasse werden weiters die Landstraße L11 und ein weiteres Mal die 

L5 gequert. 

In der Gemeinde Raasdorf befindet sich die genehmigte Schnellstraßentrasse der S1 

(Abschnitt Süßenbrunn ï Groß Enzersdorf). Weiters befindet sich die in Planung be-

findliche Spange Seestadt auch in diesem Bereich und muss ebenfalls von der Ka-

beltrasse gequert werden. Um diese noch nicht bestehenden Bauwerke bei der Pla-

nung des Kabels zu berücksichtigten wurde auch mit der ASFINAG Kontakt aufge-

nommen. Jene Bereiche wo die Querungen liegen werden, werden bereits so ausge-

führt, dass die Bauarbeiten und der Betrieb der Schnellstraßen künftig nicht behindert 

werden. Die Querung der k¿nftigen S1 Trasse erfolgt im Bereich der ĂWeiÇen Wan-

neñ mittels Sp¿lbohrung. Um den Bau der Wanne nicht zu behindern, wird das Kabel 

in einer Tiefe von 18m eingebracht. Auf diese Weise können im Nachhinein die 

Spundwände für die Errichtung der Wanne hergestellt werden, ohne die Kabelleitung 

zu schädigen. Im Zuge der Trassenplanung wurde mit der ASFINAG die Verlegung 

besprochen und abgestimmt. 

Nach der Querung der Spange Seestadt wird auf der gleichen Parzelle die Überga-

bestation errichtet. Die Übergabestation wird mit der Type K 7F/M ausgeführt. In die-

ser Station befinden sich die Stromzählung sowie die Eigentumsgrenze. 

Nicht Gegenstand dieses Projektes ist die Kabeltrasse, die seitens der Wiener Netze 

GmbH zwischen der Übergabestation in Raasdorf und dem Umspannwerk in Eßling 

geplant ist. 
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II.5.2.3.2 Lageplan der Kabeltrasse 

 
Abbildung der Lage der neuen Kabeltrasse (blau), die genehmigte (unveränderte) Kommunikationsleitung nach 
Orth /Donau ist in diesem Planausschnitt nicht vollständig zu sehen 

II.5.2.3.3 Übergabestation 

In der Gemeinde Raasdorf auf dem Grundstück 194/1 (KG Raasdorf) wird eine 

Übergabestation errichtet. In dieser Übergabestation befindet sich die 

Eigentumsgrenze an den Kabelendverschlüssen der UW - seitigen Kabel. Die 

Übergabestation selbst ist Vorhabensbestandteil. Die Einhausung wird als 

Betonfertigteilstation der Type K 7F/M (Trepka) oder gleichwertig hergestellt. (Trepka 

Betonfertigteilstation)  

In der Betonstation werden SF6 ï gasisolierte Lasttrennschalter der Type Minex 

(36kV) oder gleichwertiges eingesetzt (Driescher SF6 isolierter Lasttrennschalter 

36kV). Es kommt je Kabelstrang ein Windparkfeld und ein Umspannwerkfeld zum 

Einsatz. In der Übergabestation erfolgt auch die Stromzählung der jeweiligen Stränge 

untergebracht in entsprechend gleichwertig isolierte Messzellen. Die jeweiligen 

Stränge sind miteinander elektrotechnisch nicht verbunden. 
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Die Stromversorgung der Übergabestation für die Mess- und 

Kommunikationseinrichtungen, Beleuchtung und dgl. erfolgt niederspannungsseitig 

aus dem lokalen Netz durch die Wiener Netze GmbH.  

Neben den Kabelleitungen, Schalt- und Messzellen und der 

Niederspannungsinfrastruktur befinden sich keine weiteren elektrotechnischen 

Komponenten in der Übergabestation. Die einschlägigen ÖNORMEN E 8383 und E 

8001-1 werden eingehalten. 

II.5.2.3.4 Vorhabensabgrenzung 

a) Elektrotechnisch  

Die elektrotechnische Vorhabensgrenze sind die abgangsseitigen Kabelendver-

schlüsse an den Lasttrennschaltern in der Übergabestation in Raasdorf auf dem 

Grundstück 194/1 (KG Raasdorf). Die Erdkabelleitungen Richtung Umspannwerk 

sind nicht mehr Teil dieses Vorhabens, sondern werden durch die Wienenergie 

Stromnetz GmbH in einem eigenen Verfahren zur Genehmigung gebracht. 

b) Bautechnisch 

Die bautechnische Vorhabensgrenze ist jener Punkt an dem die Zuwegung der 

Transporte das übergeordnete Wegenetz (Bundesstraße B3) verlässt und auf Ge-

meindewegen verläuft. Dieser Punkt befindet sich an der Gemeindegrenze zwischen 

Ort an der Donau und Eckartsau, damit ist auch Eckartsau Standortgemeinde. 

II.5.2.3.5 Vom Vorhaben betroffene neue Grundstücksparzellen 

In der nachfolgenden Tabelle sind die für die externe Kabeltrasse genutzten 

Grundstücke aufgelistet. Auf eine Auflistung der Grundstücke welche sich gegenüber 

dem ursprünglichen Projekt nicht verändert haben wurde verzichtet, da diese bereits 

mit Bescheid der NÖ Landesregierung vom 18. Juni 2013, RU4-U-628/025-2013, idF 

Bescheid des Umweltsenates vom 09. Dezember 2013, US 2B/2013/17-10 

genehmigt wurden. 

269/1  Raasdorf 6223 Raasdorf ÖBBȤInfrastruktur Aktiengesell-

schaft (FN 71396w) , Praterstern 3 

1020 

276 Raasdorf 6223 Raasdorf Dipl.ȤIng. Annemarie Mazzucato, 
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Altes Dorf 5, Raasdorf 2281 

267/1  Raasdorf 6223 Raasdorf Dipl.ȤIng. Annemarie Mazzucato, 

Altes Dorf 5, Raasdorf 2281 

272  Raasdorf 6223 Raasdorf Land Niederösterreich (Landes-

straßenverwaltung) öffentliches 

Gut , Amt der NÖ Landesregie-

rung, Abt. Landesstraßenbau, 

Landhausplatz, St.Pölten 

268/1 Raasdorf 6223 Raasdorf Christine Bilek, Trostg. 11/1/8, 

2500 Baden 

268/2 Raasdorf 6223 Raasdorf Dr. Eduard Mayer, Johann 

StraußȤG. 30/9, 1040 

269/4  Raasdorf 6223 Raasdorf ÖBBȤInfrastruktur Aktiengesell-

schaft (FN 71396w) , Praterstern 3 

1020 

273  Raasdorf 6223 Raasdorf Gemeinde Raasdorf, Bahnstr. 5, 

Raasdorf 2281 

193/1 Raasdorf 6223 Raasdorf Herbert Hofer, Raasdorf 28, Raas-

dorf 2281 

277/1 Raasdorf 6223 Raasdorf Gemeinde Raasdorf, Bahnstr. 5, 

Raasdorf 2281 

194/1 Raasdorf 6223 Raasdorf Ing. Herbert Mayer, Altes Dorf 2, 

Raasdorf 2281 

285  Glinzendorf 6206 Glinzendorf Gemeinde Glinzendorf Ȥ öffentli-

ches Gut , Glinzendorf 70, 2282 

250/5 Glinzendorf 6206 Glinzendorf Ingeborg Raidl, Glinzendorf 18, 

Glinzendorf 2282 

286 Glinzendorf 6206 Glinzendorf Gemeinde Glinzendorf Ȥ öffentli-

ches Gut , Glinzendorf 70, 2282 

247/1 Glinzendorf 6206 Glinzendorf Herbert Schwarzecker, Glinzendorf 

16, Glinzendorf 2282 

284 Glinzendorf 6206 Glinzendorf Gemeinde Glinzendorf Ȥ öffentli-

ches Gut , Glinzendorf 70, 2282 

243  Glinzendorf 6206 Glinzendorf Helga Wolf , Glinzendorf 33, Glin-

zendorf 2282 

252/11 Glinzendorf 6206 Glinzendorf ÖBBȤInfrastruktur Aktiengesell-

schaft (FN 71396w) , Praterstern 3 

1020 
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282 Glinzendorf 6206 Glinzendorf Land Niederösterreich (Landes-

straßenverwaltung) öffentliches 

Gut ,Amt der NÖ Landesregierung, 

Abt. Landesstraßenbau, Land-

hausplatz, St.Pölten 

232  Glinzendorf 6206 Glinzendorf Herbert und Susanne Iser , Glin-

zendorf 12, Glinzendorf 2282 

287  Glinzendorf 6206 Glinzendorf Gemeinde Glinzendorf Ȥ öffentli-

ches Gut , Glinzendorf 70, 2282 

233/1 Glinzendorf 6206 Glinzendorf Stefan Zoubek , Glinzendorf 9, 

Glinzendorf 2282 

252/1 Glinzendorf 6206 Glinzendorf ÖBBȤInfrastruktur Aktiengesell-

schaft (FN 71396w) , Praterstern 3 

1020 

252/3  Glinzendorf 6206 Glinzendorf ÖBBȤInfrastruktur Aktiengesell-

schaft (FN 71396w) , Praterstern 3 

1020 

229/1  Glinzendorf 6206 Glinzendorf Johann Staudigl , Glinzendorf 8, 

2282 

277 Glinzendorf 6206 Glinzendorf Johann Staudigl , Glinzendorf 8, 

2282 

228  Glinzendorf 6206 Glinzendorf Johann Staudigl , Glinzendorf 8, 

2282 

272/2  Glinzendorf 6206 Glinzendorf Gemeinde Glinzendorf , Glinzen-

dorf 2282 

307 Großhofen 6208 Großhofen Gemeinde Großhofen, Großhofen 

2282 

253/2  Großhofen 6208 Großhofen ÖBBȤInfrastruktur Aktiengesell-

schaft (FN 71396w) , Praterstern 3 

1020 

308 Großhofen 6208 Großhofen Öffentliches Gut, Gemeinde Groß-

hofen , Großhofen 2282 

246/2  Großhofen 6208 Großhofen Günter und Herta Riemer, Glin-

zendorf 4, Großhofen 2282 

246/1  Großhofen 6208 Großhofen Günter und Herta Riemer, Glin-

zendorf 4, Großhofen 2282 

313 Großhofen 6208 Großhofen ÖBBȤInfrastruktur Aktiengesell-

schaft (FN 71396w) , Praterstern 3 

1020 



 

 Seite 47 von 98 

314  Großhofen 6208 Großhofen ÖBBȤInfrastruktur Aktiengesell-

schaft (FN 71396w) , Praterstern 3 

1020 

309  Großhofen 6208 Großhofen Öffentliches Gut, Gemeinde Groß-

hofen , Großhofen 2282 

38 Pysdorf 6222 Raasdorf ÖBBȤInfrastruktur Aktiengesell-

schaft (FN 71396w) , Praterstern 3 

1020 

101 Pysdorf 6222 Raasdorf Gemeinde Raasdorf Ȥ öffentliches 

Gut, Bahnstr. 5, Raasdorf 2281 

39  Pysdorf 6222 Raasdorf Bundesimmobiliengesellschaft 

m.b.H, Hintere Zollamtsstr.1, 1030 

100  Pysdorf 6222 Raasdorf Gemeinde Raasdorf Ȥ öffentliches 

Gut, Bahnstr. 5, Raasdorf 2281 

29/1 Pysdorf 6222 Raasdorf ÖBBȤInfrastruktur Aktiengesell-

schaft (FN 71396w) , Praterstern 3 

1020 

98  Pysdorf 6222 Raasdorf Gemeinde Raasdorf Ȥ öffentliches 

Gut, Bahnstr. 5, Raasdorf 2281 

97  Pysdorf 6222 Raasdorf Gemeinde Raasdorf Ȥ öffentliches 

Gut, Bahnstr. 5, Raasdorf 2281 

111 Pysdorf 6222 Raasdorf Land Niederösterreich (Landes-

straßenverwaltung) öffentliches 

Gut , Amt der NÖ Landesregie-

rung, Abt. Landesstraßenbau, 

Landhausplatz, St. 

10/1  Pysdorf 6222 Raasdorf Gemeinde Raasdorf, Bahnstr. 5, 

Raasdorf 2281 

94 Pysdorf 6222 Raasdorf Gemeinde Raasdorf Ȥ öffentliches 

Gut, Bahnstr. 5, Raasdorf 2281 

264/53 Raasdorf 6223 Raasdorf Gemeinde Raasdorf Ȥ öffentliches 

Gut, Bahnstr. 5, Raasdorf 2281 

274 Raasdorf 6223 Raasdorf Gemeinde Raasdorf, Bahnstr. 5, 

Raasdorf 2281 
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II.5.2.3.6 Kabelverlegung 

Die externe Kabeltrasse besteht aus drei Mittelspannungssystemen, 1 System mit 3 

x 1 x 500mm² (30kV E-A2XHCJ2Y), 1 System mit 3 x 1 x 400mm² (30kV E-

A2XHCJ2Y) und ein weiteres System mit 3 x 1 x 630mm² (E-A2XHCJ2Y). 

Grundsätzlich wird die örtliche Verlegung möglichst auf öffentlichem Gut und bei Pri-

vatgrundstücken möglichst in Wegen erfolgen. Nur in Ausnahmefällen wird auf den 

Grundstücken unter Ackerland, dabei aber möglichst an der Grundgrenze verlegt. 

Die Kabellage bei oder nach der Verlegung wird eingemessen und die Pläne allen 

Grundstückseigentümern auf Anfrage zur Verfügung gestellt. 

Die Kabelverlegung erfolgt gemäß ÖVE/ÖNORM E 8120:2013 für 30kV Leitungen in 

einer Mindesttiefe von 0,8 m, wobei - bedingt durch die zu verlegende Kabeltype 

(HDPE-Mantel) - bei Künettensohlen und Verfüllmaterialien die keine scharfen, spit-

zen oder kantigen Steine aufweisen, auf die Verwendung von Bettungssand nach 

Rücksprache mit der Bauleitung verzichtet werden kann. Eine tiefere Lage unter 

GOK der Kabelsysteme wird in den Bereichen der Bohrung vorgesehen. 

Die Verlegung erfolgt standardmäßig durch Einpflügen der Kabel mit einem Abstand 

von ca. 30cm zwischen den Systemen, ausgenommen dort wo Einbauten vorhanden 

sind oder asphaltierte Wege vorliegen. Hier werden in offener Bauweise die Kabel in 

Bündel in Künetten in Sand verlegt (verfüllen mit nicht scharfkantigem Material). 

Beim Einpflügen werden max.2 Systeme gleichzeitig verlegt. In der Künette sowie 

auch beim Einpflügen über den Energiekabeln in ca. halber Eingrabtiefe ein entspre-

chendes Kabelwarnband mitgeführt. Zu den Erdkabeln erden Lichtwellenleiter in 

Leerrohren mitverlegt. Erdungsbandeisen bzw. alternativ ein Runderder werden auf 

der gesamten Strecke ebenso mitverlegt.  

Kabelabdeckplatten und Kabelschutzrohre werden dort verwendet, wo die Gefahr ei-

ner Beschädigung besteht sowie bei Kreuzungen bzw. im Nahbereich von anderen 

Einbauten bzw. bei offener Bauweise auf Anordnung der Bauleitung. In den Berei-

chen wo Spülbohrungen erforderlich sind, wird für jedes System eine DN200 Verroh-

rung eingebracht. 

Grundlagen der Netzberechnung 
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Das Windparkstromnetz besteht aus drei Systemen die 6 (3 x 1 x 630mm²), 3 (3 x 1 x 

400mm²) und 4 (3 x 1 x 500mm²) Windkraftanlagen zusammenfassen und über die 

externe Stromleitung den Strom der Anlagen bis zur Übergabestation transportieren. 

Das Stromnetz wird auf 30kV betrieben. Diese Übergabestation ist noch Teil des 

Vorhabens. In dieser Übergabestation in der Gemeinde Raasdorf befinden sich Lastt-

rennschalter sowie die Stromzählung. Die externe Kabeltrasse ist je nach System 

zwischen 19,1 und 15,8km lang). Leitungen der gleichen Type führen weiter bis ins 

UW Eßling, sind aber hier nicht Vorhabensgegenstand, sondern werden durch den 

Netzbetreiber in einem eigenen Verfahren zur Genehmigung gebracht. Windpark in-

tern sind die Anlagen folgendermaßen zusammengeschaltet: 

System 1: ORT3, ORT5 (Sticheinbindung), ORT6, ORT4, ORT2, ORT1 

System 2: AND4, AND6, AND9 

System 3: AND1, AND3, AND2, AND8 

Die windparkinterne Verkabelung erfolgt einheitlich mit 3 x 1 x 240mm² (E-

A2XHCJ2Y) Bei der Dimensionierung wurden die Kabelreduktionsfaktoren durch 

Häufung von bis zu 3 Systemen berücksichtigt. Weiters wurde der Dimensionierung 

ein Belastungsgrad = 1 zugrunde gelegt. 

Das Netz wird als kompensiertes Netz betrieben. Im Falle eines einfachen Erd-

schlusses im 30 kV Netz zwischen UW und den Windkraftanlagen lösen die Schutz-

einrichtungen der Wiener Netze GmbH im UW aus, wodurch eine allphasige 

Netztrennung unmittelbar erfolgt. Danach wird der Erdschluss lokalisiert und beho-

ben. Nach erfolgter Kontrollmessung wird die Kabelstrecke wieder in Betrieb ge-

nommen. Anschließend können die Windkraftanlagen wieder zugeschaltet werden. 

Die Wiener Netze GmbH wird als Eigentümer und Betreiber des UW Eßling die vier 

zum Windpark abgehenden Schaltzellen (inkl. 1x Reserve) im Umspannwerk mit 

Leistungsschaltern ausrüsten. Für die Kurz- und Erdschlusserkennung wird von der 

Wiener Netze GmbH ein Erfassungssystem für einen kompensierten Hochspan-

nungssternpunkt eingesetzt, welches im Detektionsfall den jeweiligen Leistungs-

schalter in der zum Windparkteil abgehenden Schaltzelle im UW auslöst; Das be-

troffenen Mittelspannungserdkabel wird damit allpolig von Netz getrennt. Die Wiener 

Netze GmbH verwendet als Einstellungsparameter der KurzȤ und Erdschlusserken-
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nung ihre hausinternen Kriterien, nach welchen auf die lokale Situation abgestimmt 

die Einstellung vorgenommen wird. Somit ist sichergestellt, dass 

¶ Kurz- und Erdschlüsse erfasst werden 

¶ nach Kurzschlüssen in Schnellzeit und nach Erdschlüssen in absehbarer Zeit (üb-

licherweise ca. 1-2 sec.) abgeschalten wird 

¶ eine thermische Höchstbelastung von 16 kA über die Länge von 1 sec. nicht 

überschritten wird 

Die konkrete Ausgestaltung wird in einer Kick-Off-Besprechung zwischen Windpark-

betreiber und Wiener Netze GmbH vor Baubeginn besprochen und die zu bestellen-

den elektrischen Anlagenteile aufeinander abgestimmt. Die Übernahme des Schut-

zes im Betrieb der vorhabensgegenständlichen Mittelspannungserdkabel, des sog. 

windparkinternen Netzes, bis zu den Leistungsschaltern in den jeweiligen Windkraft-

anlagen erfolgt durch Einrichtungen des UW Eßling der Wiener Netze GmbH. Dies 

wird in einem Betriebsführungsübereinkommen zwischen Netzbetreiber und Wind-

parkbetreiber vor Inbetriebnahme entsprechend vertraglich geregelt. 

II.5.2.3.7 Spülbohrungen im Grundwasserbereich  

Zwei Spülbohrungen entlang der Kabeltrasse (Einbringung von drei Stahlschutzroh-

ren für die Kabelleitungen) erfolgen in größerer Tiefe und verlaufen im Grundwasser. 

Bohrung GST Nr. KG Tiefe der Bohrung 

1 268/1 Raasdorf 18m 

2 252/11, 252/1, 282, 286 Glinzendorf 10m 

3 252/3, 252/1, 287 Glinzendorf 5m 

4 308, 313, 314 Großhofen 5m 

5 98, 29/1, 100 Pysdorf 5m 

6 274, 269/1, 276 Raasdorf 5m 

7 276, 269/1, 273 Raasdorf 5m 

II.5.2.3.8 Querungen entlang der Kabeltrasse 

Im Rahmen der Verlegung der Kabeltrasse sind diverse Einbauten mittels Spülboh-

rungen zu queren, der folgenden Liste sind diese Stellen zu entnehmen. 
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Bohrung GST Nr. KG Was wird gequert 

1 262 Andlersdorf Landesstrasse L3008 

2 762 Leopoldsdorf i. M. Landesstrasse L3011 

3 761/2 Leopoldsdorf i. M. Landesstrasse L5 

4 
252/11, 252/1, 

282, 286 

Glinzendorf Landesstrasse L3010 

5 252/3, 252/1, 287 Glinzendorf Bahnlinie Stadtlau - Marchegg 

6 308, 313, 314 Großhofen Bahnlinie Stadtlau - Marchegg 

7 98, 29/1, 100 Pysdorf Bahnlinie Stadtlau - Marchegg 

8 111 Pysdorf Landesstraße L11 

9 274, 269/1, 276 Raasdorf Landesstrasse L5 und Bahnli-

nie Stadtlau - Marchegg 

10 272 Raasdorf Landesstrasse L2 

11 268/1 Raasdorf Schnellstraße S1 (geplant) 

12 276, 269/1, 273 Raasdorf Bahnlinie Stadtlau - Marchegg 

II.5.2.3.9 Rodungen 

Im Zuge der Errichtung der Zuwegung sind zwei kleine Rodungen erforderlich um die 

großen Anlagenteile in das Projektgebiet bringen zu können. Die Flächen liegen in 

der Gemeinde Orth an der Donau. Im Bereich der Einfahrt in das Projektgebiet im 

Osten der Gemeinde Orth sind zur Errichtung einer Trompete sowie zur Herstellung 

des Lichtraumprofils die Rodungen erforderlich.  

Weiters sind im Zuge der Errichtung der externen Kabeltrasse, welche vom Windpark 

zur Übergabestation in Raasdorf führt, zwei Rodungen in der KG Raasdorf sowie ei-

ne Rodung in der KG Großhofen erforderlich. 

Rodungsfläche GST Nr. KG KG Nr. Rodung dau-

erhaft [m²] 

Rodung 

temporär 

[m²] 

1 1012/1 Orth/Donau 06218 60  

2 1426 Orth/Donau 06218 100  

3 
313 Großhofen 06208 20  

314 Großhofen 06208 10  

4 269/1 Raasdorf 06223 9 186 

276 Raasdorf 06223 314 356 

5 276 Raasdorf 06223 5  

269/1 Raasdorf 06223 10  
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   SUMME 528 m² 542 m² 

II.5.2.3.10 Lageplan Rodungen  

 

II.5.2.3.11 Betroffene Rechte Dritter  

Einbautenträger Bauwerk Eingriff Gemeinde 

APG 220kV und 380kV 

Freileitung 

Querung bei Mast 

M435-M0245 

Raasdorf 

Landesstraßenverwal-

tung Niederösterreich 

L3008 km 5,9; 

L3011 km 0,75; 

L5 km 1,1 und 

8,62; L3010 km 

0,8; L11 km 5,73; 

L3019 km 3,4;  

Querungen mit Ka-

beltrasse sowie Pa-

rallelführung bei von 

235m bei L5 

Andlersdorf, 

Leopoldsdorf, 

Glinzendorf, 

Raasdorf 

L9, B3, L3008 Einfahrtstrompeten 

für Zuwegung 

Orth an der 

Donau und 

Andlersdorf 

ASFINAG S1 und Spange 

Seestadt (Pla-

Querungen mit Ka-

beltrasse 

Raasdorf 
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nungen) 

A1 Telekom Austria 

AG 

Datenleiter Querung mit Kabelt-

rasse und Zuwegung 

Leopoldsdorf, 

Orth an der 

Donau, 

Raasdorf 

EVN Netz GmbH Stromleitung 

20kV 

Querungen in Orth 

und Parallelführung in 

Raasdorf 

Orth an der 

Donau, 

Raasdorf 

Nachrichtungen-

leitung 

Querung mit der Ka-

beltrasse 

Raasdorf 

Mittelspannungs-

erdkabel 

Querung mit Kabel 

und Zuwegung 

Orth an der 

Donau 

Hochdruckgaslei-

tung 

Querung mit Kabelt-

rasse 

Leopoldsdorf 

Mitteldruckgaslei-

tung 

Querung mit Kabelt-

rasse 

Raasdorf 

Gasanspeisung 

Andlersdorf 

Querung mit Daten-

leiter 

Orth an der 

Donau 

EVN Wasser GmbH Wasserversor-

gungs-leitungen 

Querungen mit Ka-

beltrasse 

Glinzendorf, 

Raasdorf 

Wienenergie Strom-

netz GmbH 

10kV Freileitung Querung mit Zuwe-

gung 

Andlersdorf 

35kV Freileitung Querung mit Kabelt-

rasse 

Glinzendorf, 

Raasdorf 

ÖBB Infrastruktur AG  Bahnstrecke 

Stadtlau - Mar-

chegg 

Querungen mit der 

Kabeltrasse zwischen 

Bahnkilometer 8,6 

und 15,4 

Glinzendorf, 

Großhofen, 

Raasdorf 

110kV Freileitung Querung mit Zuwe-

gung und Kabel 

Andlersdorf 

NÖVOG Stillgelegte 

Bahntrasse 

Querung mit Zuwe-

gung 

Orth an der 

Donau 

OMV  Ölleitung  Querung mit Kabelt-

rasse 

Raasdorf 

Gashauptleitung 

ARU 

Querung mit Kabelt-

rasse 

Großhofen 

RAG Ölleitung Querung mit Kabelt-

rasse 

Raasdorf 

Gas Connect Austria Hochdruckgaslei- Querung mit Zuwe- Orth an der 
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GmbH tung gung Donau 

Hochdruckgaslei-

tung 

Querung mit Kabelt-

rasse 

Leopoldsdorf 

Niederspannungsver-

sorgungsleitungen für 

Wasserpumpen 

Private Stromver-

sorgung Feldbe-

wässerung 

Querungen mit Zu-

wegung und Kabelt-

rasse 

Orth an der 

Donau, And-

lersdorf, Leo-

poldsdorf, 

Glinzendorf, 

Großhofen, 

Raasdorf 

IWP Großhofen GmbH 20kV Mittelspan-

nungskabel 

Querung mit Kabelt-

rasse 

Großhofen 

Gemeinde Raasdorf Kanal und Was-

serleitung 

Querung mit Kabelt-

rasse 

Raasdorf 

II.5.2.4 Änderung des Zuwegungskonzeptes  

Es erfolgt eine großräumige Änderung des Zuwegungskonzeptes. Die Zuwegung der 

Anlagenteile erfolgt nun von Bad Deutsch Altenburg aus. Dort wird die Donau in 

nördlicher Richtung gequert. Östlich der Ortschaft Orth an der Donau wird das über-

geordnete Straßennetz verlassen und die Transporte werden weiter über das Ge-

meindewegenetz geführt. An diesem Punkt ist die bautechnische Vorhabensgrenze 

definiert. Die Zuwegung des Windparks berührt die Gemeindegebiete von Eckartsau, 

Orth an der Donau und Andlersdorf.  

Für die Zuwegung ist es erforderlich die bestehenden Gemeindewege für das erwar-

tete Verkehrsaufkommen auszulegen. Der überwiegende Teil der Wege ist gut aus-

gebaut, bedarf also nur einer Ertüchtigung. Einige Wege sind derzeit als Erdwege 

hergestellt, dort ist es erforderlich die Wege neu auszubauen. Den Plänen ist zu ent-

nehmen, welche Wege ertüchtigt und welche neu hergestellt werden. Die erforderli-

chen Baumaßnahmen sind im Umfang mit dem zu vergleichen, was durch die Ände-

rung entfällt. Es kann aus diesem Grund auf die Anpassung der Massen die in die 

UVE einfließen, verzichtet werden.  
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Darstellung der neuen Zuwegung zum Windpark AndlersdorfȤOrth (rot), sowie der genehmigten Zuwegung 
(graugrün), und der nicht mehr benötigten genehmigten Zuwegung (graugrün gepunktet) 

II.5.2.5 Änderung der Ausführung der Windkraftanlagen AND 1 ï 4, AND 6, AND 8 

und AND 9  

Seitens des Anlagenherstellers wurde die Windkraftanlage E101 mit 135,4 m Naben-

höhe weiterentwickelt. Im Zuge dessen wurde die Gestaltung des Turmfußes überar-

beitet. In den nun mehr ausgelieferten Windkraftanlagen dieser Type, wird nicht die 

ursprünglich geplante Brandschutzdecke eingesetzt. Es wird die gesamte Hochspan-

nungsanlage (Trafo, Schaltzellen, 30kV Kabel) in einem eigenen Brandschutzab-

schnitt (Brandschutzmodul) errichtet. Diese Ausführung wurde eigens typengeprüft 

und zugelassen. Dieser Einreichung wurden die neuen Unterlagen beigelegt (E101 

135,4m Typenprüfung R5, E101 135,4m Typenprüfung Brandschutzmodul R4). 

Die Windkraftanlage E101 mit 99m Nabenhöhe wird weiterhin mit der Brandschutz-

decke ausgeführt, hier werden keine Änderungen vorgenommen. Die Anlage selbst, 

bezogen auf Emissionen (Schall, Schatten, Erscheinungsbild, é) bleibt unverªndert, 

die Betrachtungen die in der UVE des ursprünglichen Verfahrens angestellt wurden, 

sind von dieser Änderung nicht betroffen und bleiben weiterhin aufrecht. Seitens des 




















































































